
www. senioren-oed-bw.de 20235

Fast täglich neue Umfragen 
Die Ergebnisse teils  Die Ergebnisse teils  
besorgniserregendbesorgniserregend

Seniorenmagazin
öffentlicher Dienst Baden-Württemberg

Seite 4:
Beim LBV nachgefragt: 
aktuelle Bearbeitungszeit 
von Beihilfeanträgen	

Seite 8:
Reform der Pflege
versicherung: Mehrheit 
für Vollversicherung, doch 
einiges spricht dagegen

BBW-Seite 4:
BBW-Chef: jetzt  
Reallohnverluste 
ausgleichen



Liebe Leserinnen,  
liebe Leser,

es tut sich was in 
Deutschland und in Ba-
den-Württemberg. Fast 
täglich neue Umfragen, 
deren Ergebnisse hier und 
da bedenklich bis besorg-
niserregend sind.

In einer repräsentativen 
Umfrage zum öffentli-
chen Dienst stellt das 
Meinungsforschungs
institut forsa im Auftrag 
vom dbb beamtenbund 
und tarifunion fest, dass 
sage und schreiben 69 
Prozent aller Befragten 
der Überzeugung sind, 
dass der Staat angesichts 
der Fülle seiner Aufgaben 
und Probleme überfor-
dert sei. Wir berichten in 
dieser Ausgabe des Senio-
renmagazins noch aus-
führlicher hierüber.

Einer ebenfalls aktuellen 
Studie der Universität Ho-
henheim zufolge hat fast 
jeder Fünfte in Deutsch-
land ein rechtspopulisti-
sches Weltbild. Nur noch 
47 Prozent der Befragten 
gaben an, zufrieden zu 
sein – 2022 waren es noch 
57 Prozent. Den Kommu-
nikationswissenschaftlern 
zufolge drückt dieser 
Wandel die wachsende 
Unzufriedenheit mit dem 
konkreten Handeln der 
Bundesregierung aus. „Die 
regierenden Parteien be-
trügen das Volk“ – dieser 
Aussage stimmten immer-
hin 24 Prozent zu. „Politi-
ker und andere Führungs-
persönlichkeiten sind nur 
Marionetten dahinterste-
hender Mächte“ – 25 Pro-
zent Zustimmung. „Die 
Bevölkerung in Deutsch-
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Liebe Kolleginnen, 
liebe Kollegen,

Kaum zu glauben, aber 
wahr: Zwei Sozialdemo-
kraten und zwei Aussagen, 
die unterschiedlicher nicht 
sein könnten. Die Rede  
ist vom SPD-Parteivorsit-
zenden Sigmar Gabriel  
und dem Vorsitzenden  
der Landes-SPD, dem  
baden-württembergi-
schen Finanzminister Nils 
Schmid. 

Es ist noch gar nicht so  
lange her, im vergange- 
nen Jahr nämlich, da hat 
Gabriel die Forderung der 
Arbeitgeber nach Lohn- 
zurückhaltung mit der 
Feststellung zurückge- 
wiesen: „Ich kann den im-
mer gleichen Ruf nicht 
mehr hören.“ Jetzt spru-
delten die Gewinne (An-
merkung: auch die Steu-
ern) wieder. Anständige 
Lohnerhöhungen seien 
deshalb ein Gebot der  
Gerechtigkeit.

Diese Urforderung der  
SPD nach sozialer Gerech-
tigkeit scheinen die verant-
wortlichen Politiker des 
wohlhabenden Landes  
Baden-Württemberg nicht 
verinnerlicht zu haben.  
Sie wollen per Haushalts-
diktat die Teilhabe der ab-
hängig Beschäftigten im 
Landesdienst mit gerade-
mal 1,5 Prozent Gehaltszu-
wachs „deckeln“. 

Im Tarifbereich wird dies 
allerdings nicht funktionie-
ren, denn schließlich bricht 
Tarifrecht Haushaltsrecht. 
Bei den Beamten und Ver-
sorgungsempfängern aller-
dings könnte Grün-Rot 
dank Mehrheit im Landtag 
per Gesetz ein entspre-
chendes Spardiktat erzwin-
gen.  
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land wird von den Medien 
systematisch belogen“ – 
21 Prozent. Und so weiter, 
und so weiter!

Wenn an einem Sonntag 
Ende September im Ba-
den-Württemberg Land-
tagswahlen gewesen wä-
ren, würde laut Infratest 
dimap die CDU deutlich 
vor den Grünen in der 
Wählergunst liegen, dicht 
gefolgt von der AfD, die 
auch in Baden-Württem-
berg mit 20 Prozent einen 
neuen Rekordwert errei-
chen würde.

Diese Ergebnisse sollten 
vor allem die Politik auf-
rütteln, um endlich wie-
der auf breiten Konsens 
zu setzen und nicht noch 
mehr Bevormundungspo-
litik zu betreiben. Zusam-
men mit populistischen 
Zwischentönen und viel 
Wahlkampfgeplänkel 
treibt dies die Menschen 
immer mehr an die politi-
schen Ränder und gefähr-
det den inneren Frieden 
und den gesellschaftli-
chen Zusammenhalt.

Das Meinungsforschungs-
institut forsa hat aktuell 
auch attestiert: Mehr als 
jeder vierte Deutsche hat 
Angst vor einem Kranken-

hausaufenthalt. Kein 
Wunder, dass 84 Prozent 
der Befragten eine Kran-
kenhausreform für not-
wendig erachten. Ob dies 
Gesundheitsminister Lau-
terbach freut und ob aktu-
elle Forderungen nach ei-
ner Pflegevollversicherung 
nun Zustimmung finden, 
beantworten wir auch in 
diesem Magazin.

Lassen Sie sich nicht von 
so vielen „Meinungsbil-
dern“ verunsichern. Der 
„gesunde Menschenver-
stand“ ist keinesfalls nur 
ein altmodischer Aus-
druck, sondern etwas, von 
dem wir gerne mehr brau-
chen könnten. In Zeiten, in 
denen Orientierung und 
eben der gesunde Men-
schenverstand immer ra-
rer zu werden scheinen, in 
denen insbesondere auch 
Seniorinnen und Senioren 
häufiger das Gefühl ha-
ben, vergessen zu werden, 
bei politischen Entschei-
dungen hinten runterzu-
fallen oder infolge eines 
zunehmenden Digitalisie-
rungswahns auf der Stre-
cke zu bleiben, ist eine In-
teressenvertretung wie 
der Seniorenverband 
wichtiger und sinnvoller 
denn je.

Nicht nur im Ernstfall ste-
hen wir an Ihrer Seite und 
geben ganz konkrete Hil-
festellung, wenn Sie es 
brauchen. Grund genug, 
unsere kollegiale Gemein-
schaft zu stärken und da-
für auch zu werben. 
 
 

Joachim Lautensack, 
Landesvorsitzender

> Seniorenverband BW

 < Frank Bauer, der zuständige Abteilungsleiter beim LBV, 
antwortet auf Fragen der Redaktion –  
Das Thema: Dauer der Beihilfebearbeitung� 4

 < Weiterbildungskonzept zur Stärkung digitaler  
Medienkompetenz � 6

 < Auf ein Wort� 7

 < Reform der Pflegeversicherung � 8

 < dbb Bürgerbefragung Öffentlicher Dienst 2023: 
Einschätzungen, Erwartungen und Erfahrungen� 10

 < Aktuelles aus dem BBW Magazin�

 < dbb pocht auf steuerfinanzierte Entgeltersatzleistung  
für pflegende Angehörige� 13

 < Joachim Lautensack übernimmt den Vorsitz der  
BBW-Landesseniorenvertretung� 13

 < Zusammenarbeit zwischen BBBank und Seniorenverband: 
Das Miteinander erneut besiegelt� 16

 < Aus den Verbänden� 16

 < Veranstaltungen� 21

©
 A

nd
re

a 
Fa

br
y

Impressum: 
Zeitschrift des Seniorenverbands öffentlicher Dienst Baden-Württemberg e. V.
Herausgeber: Seniorenverband öffentlicher Dienst Baden-Württemberg e. V. Schriftleitung: Senioren
verband öffentlicher Dienst Baden-Württemberg e. V., Landesvorsitzender Joachim Lautensack 
Redaktion: Heike Eichmeier. Fotos: Seniorenverband BW, MEV, shutterstock. Titelfoto: © IM Imagery/ 
stock.adobe.com. Anschrift und Redaktion: Seniorenverband öffentlicher Dienst Baden-Württem-
berg e.  V., Im Himmelsberg 18, 70192 Stuttgart. Telefon: 0711.2637350. Telefax: 0711.263735-22.  
Adressänderungen und Kündigungen schriftlich an den Seniorenverband öffentlicher Dienst Ba-
den-Württemberg e. V. E-Mail: info@senioren-oed-bw.de. Internet: www.senioren-oed-bw.
de. Redaktionsschluss: 10. jeden Monats. Beiträge, die mit vollem Namen des Verfassers gekenn
zeichnet sind, geben nicht unbedingt die Meinung der Schriftleitung wieder. „Seniorenmagazin öf-
fentlicher Dienst Baden-Württemberg“ erscheint sechsmal im Jahr. Für Mitglieder des Seniorenver-
bands öffentlicher Dienst Baden-Württemberg e. V. ist der Verkaufspreis durch den Mitgliedsbeitrag 
abgegolten. Nichtmitglieder bestellen in Textform beim DBB Verlag. Inlandsbezugspreis: Einzelheft 
4,20 Euro zzgl. 2,40 Versandkosten, inkl. MwSt.; Jahresabonnement 36,80 Euro zzgl. 14,00 Euro Ver-
sandkosten, inkl. MwSt. Abonnementskündigungen müssen bis zum 1. Dezember in Textform beim 
DBB Verlag eingegangen sein, ansonsten verlängert sich der Bezug um ein weiteres Kalenderjahr. 
Herausgeber der BBW-Seiten: Landesleitung des BBW – Beamtenbund Tarifunion, Am Hohenge-
ren 12, 70188 Stuttgart. Telefon: 0711.16876-0. Telefax: 0711.16876-76. E-Mail: bbw@bbw.dbb.
de. Internet: www.bbw.dbb.de. Schriftleitung: „BBW Magazin“, Vorsitzender Kai Rosenberger. Redak-
tion: Heike Eichmeier.  Verlag: DBB Verlag GmbH. Internet: www.dbbverlag.de. E-Mail: kontakt@
dbbverlag.de. Verlagsort und Bestellanschrift: Friedrichstraße 165, 10117 Berlin. Telefon: 030.7261917-0.  
Telefax: 030.726191740. Anzeigenverkauf: DBB Verlag GmbH, Mediacenter, Dechenstraße 15 a, 40878 
Ratingen. Telefon: 02102.74023-0. Telefax: 02102.74023-99. E-Mail: mediacenter@dbbverlag.de. Anzei-
genleitung: Petra Opitz-Hannen, Telefon: 02102.74023-715. Anzeigenverkauf: Andrea Franzen, Telefon: 
02102.74023-714. Anzeigendisposition: Britta Urbanski, Telefon: 02102.74023-712. 
Preisliste 12, gültig ab 1.1.2023. Druckauflage: Seniorenmagazin 18 500 (IVW 2/2023). 
Anzeigenschluss: 6 Wochen vor Erscheinen. Layout: Dominik Allartz, FDS, Geldern. 
Herstellung: L.N. Schaffrath GmbH & Co. KG DruckMedien, Marktweg 42–50, 47608 
Geldern. � ISSN 2193-9381

_0ZY57_IVW LOGO-frei.pdf; s1; (53.55 x 51.43 mm); 20.May 2016 13:58:47; PDF-CMYK ab 150dpi für Prinergy; L. N. Schaffrath DruckMedien

<Seniorenverband öffentlicher Dienst Baden-Württemberg

> Seniorenmagazin öffentlicher Dienst Baden-Württemberg | 5/2023

A
kt

ue
ll

3



Frank Bauer, der zuständige Abteilungsleiter beim LBV, antwortet auf Fragen der 
Redaktion 

Das Thema:  
Dauer der Beihilfebearbeitung
Erfreulicherweise erhalten wir beim Seniorenverband öffentlicher Dienst BW von unseren Mit­
gliedern mittlerweile auch zahlreiche Rückmeldungen über durchaus zügige Bearbeitungszeiten  
und Kostenerstattungen bei der Beihilfe. Gleichwohl gibt es nach wie vor Beschwerden, wonach  
Bearbeitungszeiten von bis zu acht Wochen kritisiert werden. 

Mit der Amtsleitung und 
den Verantwortlichen der 
Beihilfestelle des Landes­
amtes für Besoldung und 
Versorgung stehen wir in 
regelmäßigem und auch 
gutem Kontakt. Nachdem 
die Sommerferien nun­
mehr hinter uns liegen, 
wollten wir wieder einmal 
den aktuellen Sachstand 
erfragen und haben beim 
Landesamt um Beantwor­
tung der nachfolgenden 
Fragen gebeten.

Auf die Fragen der Redakti­
on des Seniorenmagazins 
antwortete Frank Bauer, 
Abteilungsleiter der Abtei­
lung 2 (Beihilfe/Heilfürsor­
ge) im LBV wie folgt:

Seniorenmagazin: Wie ha-
ben sich das Antragsauf-
kommen, die Art und Weise 
der Antragstellung (digital 
und analog) und die Bear-
beitungszeiten bei der Bei-
hilfe in der jüngsten Zeit 
entwickelt?

Frank Bauer: Der Antrags­
eingang ist unverändert 
hoch und stellt uns vor He­
rausforderungen. So sind 
bei uns dieses Jahr bis zum 
31. August 2023 insgesamt 

rund 1,4 Millionen Anträge 
eingegangen, allein im Mo­
nat August im Schnitt rund 
8 000 Anträge am Tag. 
Trotz dieses hohen Ein­
gangs und obwohl Schulfe­
rien waren, lag die durch­
schnittliche Bearbeitungs­
zeit im Monat August 
deutlich unter 20 Arbeits­
tagen. Inzwischen gehen 
bei uns rund 65 Prozent al­
ler Anträge elektronisch,  
das heißt über den Beihil­
feantrag Online (BHO) oder 
die App, ein, der Rest noch 
in Papierform.

Seniorenmagazin: Welche 
Maßnahmen haben Sie zur 
Beschleunigung des Bear-
beitungsverfahrens mitt-
lerweile ergriffen? 

Frank Bauer: Eine Vielzahl 
von Maßnahmen haben 
wir bereits umgesetzt.  
Dazu gehören freiwillige 
Samstagsarbeit, die Anord­
nung von Überstunden 
und die Umschichtung von 
Personal. Allen Mitarbeite­
rinnen und Mitarbeitern 
der Beihilfe möchte ich für 
dieses Engagement und je­
de einzelne Stunde Zusatz­
arbeit, die sie im Sinne un­
serer Kundinnen und Kun­

den leisten, sehr herzlich 
danken. 

Zudem arbeiten wir fort­
während an weiteren 
Möglichkeiten, um die An­
tragsbearbeitung zu be­
schleunigen: So verbessern 
wir fortlaufend unser Sys­
tem mit dem Ziel einer 
noch umfassenderen Auto­
matisierungsquote, bei­
spielsweise im Bereich der 
Prüfung von Heilpraktiker­
rechnungen. Auch organi­
satorische Abläufe werden 
ständig optimiert. So ha­
ben wir einen Pilotversuch 
Abschlagsverfahren bei 
stationärer Pflege gestar­
tet, welcher bei positiver 
Auswirkung auf die Bear­

beitungsdauer dauerhaft 
und flächendeckend bei­
behalten werden soll.

Seniorenmagazin: Hat die 
Ferienzeit den Bearbei-
tungsstau vergrößert oder 
konnten Sie gegensteuern?

Frank Bauer: Trotz einer 
urlaubsbedingt dezimier­
ten Besetzung – mit teil­
weise nur der Hälfte des 
üblicherweise zur Verfü­
gung stehenden Personals 
– hat sich der Antragsrück­
stand nicht gleichermaßen 
stark erhöht: Von Ende Ju­
ni auf Ende August 2023 
stieg der Antragsrückstand 
um etwas mehr als zehn 
Prozent. Zu verdanken ha­
ben wir dies den oben er­
wähnten Maßnahmen und 
dem großen Engagement 
des während der Ferien  
tätigen Personals.

Seniorenmagazin: Wir wer-
den immer wieder gefragt, 
ob digital gestellte Beihilfe-
anträge schneller bearbei-
tet werden und Papieran-
träge deshalb länger liegen 
bleiben als für die Digitali-
sierung notwendig. Sind 
diese Befürchtungen be-
rechtigt?

> Frank Bauer
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Frank Bauer: Diese Be-
fürchtungen sind unbe-
rechtigt. Eine systemseitig 
beschleunigte Bearbeitung 
digital eingereichter Anträ-
ge erfolgt nicht. Ein Unter-
schied besteht aber schon: 
Es dauert länger, bis in Pa-
pierform eingereichte An-
träge digital bearbeitet 
werden können. Dies 
möchte ich Ihren Mitglie-
dern gerne erklären und 
gleichzeitig dafür werben, 
die Beihilfeanträge mög-
lichst digital über den Bei-
hilfeantrag Online (BHO) 
im Kundenportal oder per 
App einzureichen.

Die Digitalisierung einge-
reichter Papieranträge 
dauert in der Regel drei Ta-
ge. So muss die eingehen-
de Post geöffnet sowie der 
Antrag für das Scannen 
vorbereitet werden. Hierzu 
gehören unter anderem 
das Entfernen von Büro- 
und Heftklammern, Klebe-
zetteln et cetera. sowie 
das Legen der Anträge in 
entsprechenden Boxen. 
Am zweiten Tag werden 
diese dann gescannt und 
über Nacht in das System 
übertragen, sodass diese 
am dritten Tag zur Weiter-
verarbeitung zu Verfügung 
stehen. Sobald die Papier-
anträge digitalisiert wur-
den, durchlaufen sie das 
gleiche Bearbeitungsver-
fahren wie BHO- und App-
Anträge. 

Über den BHO im Kunden-
portal beziehungsweise 
die Beihilfe-App einge-
reichte Anträge werden 
unmittelbar nach ihrem 
Eingang weiterverarbeitet, 
ein Zeitverlust durch den 
Postweg und das Einscan-
nen entfällt. Auch entfällt 

für Ihre Mitglieder das Fer-
tigen von Kopien.

Seniorenmagazin: Die tele-
fonische Erreichbarkeit der 
Sachbearbeiter wird auch 
immer wieder kritisiert. An-
fragen per E-Mail scheinen 
schneller beantwortet zu 
werden. Was können Sie 
unseren Mitgliedern raten, 
die leider nicht digital un-
terwegs sind?

Frank Bauer: Wir bedau-
ern, dass unsere telefoni-
sche Erreichbarkeit gerade 
weder den Bedürfnissen 
unserer Kunden und  
Kundinnen noch unseren 
eigenen Erwartungen ent-
spricht. Derzeit hat die An-
tragsbearbeitung Vorrang, 
sodass auch für die Telefo-
nie vorgesehenes Personal 
hier eingesetzt wird. Wir 
haben vor, ab Oktober 
2023 den Zeitrahmen, in 
welchem wir telefonisch 
zu erreichen sind, wieder 
zu erhöhen. Allgemein 
empfiehlt es sich, nicht zu 
Stoßzeiten wie dem Mon-
tagvormittag anzurufen 
oder aber die Kontaktmög-
lichkeiten über unser Kun-
denportal zu nutzen. Wer 
nicht digital unterwegs ist, 
darf sich selbstverständ-
lich auch per Briefpost an 
uns wenden.

Seniorenmagazin: Gibt es 
weitere Entwicklungen in 
Sachen Beihilfebearbei-
tung, die ihrerseits zur Ver-
besserung und zur Stabili-
sierung der Situation ange-
dacht sind? Was sind Ihre 
nächsten Ziele?

Frank Bauer: Die soge-
nannte künstliche Intelli-
genz (KI), die derzeit in al-
ler Munde ist, haben wir in 

der Beihilfebearbeitung 
bereits seit dem Jahr 2018 
im Einsatz. So wird diese 
im Bereich der Erfassung 
eingelesener Anträge und 
Belege für die Klassifika
tion, Extraktion, automa
tische Validierung und 
Nachbearbeitung ausgele-
sener Daten verwendet. 
Deren Einsatz soll nun-
mehr ausgebaut und auf 
den Bereich der Postbear-
beitung ausgedehnt wer-
den, erste Gespräche so-
wie ein Workshop hierzu 
finden bereits statt. 

Seniorenmagazin: Wir er-
halten gelegentlich auch 
„kreative Vorschläge“ unse-
rer Mitglieder zur Beihilfe-
bearbeitung. Was halten 
Sie beispielsweise davon, 
keine einzelnen Belege  
einzureichen, sondern alle 
vorhandenen Belege sozu-
sagen auf „einen Rutsch" 
einzuscannen und zur  
Bearbeitung einzureichen?

Frank Bauer: Es steht je-
dem Beihilfeberechtigten 
frei, selbst zu entscheiden, 
wie viele Belege er seinem 
Antrag zur Abrechnung 
beilegt. Eine bestimmte 
Höchstgrenze gibt es hier-
bei nicht, wobei ab einer 
Anzahl von ca. 30 Belegen 
je Antrag systemseitige 
Beschränkungen wie ein 
entsprechend langsames 
Hochladen der Belege und 
damit eine verzögerte Be-
arbeitung auftreten. 

Gerade durch die Beihilfe-
App wurde die Möglichkeit 
geschaffen, unkompliziert 
und ohne viel Aufwand 
auch nur einen Beleg zur 
Abrechnung einzureichen. 
Insofern begrüßen wir die 
Einreichung auch nur ein-

zelner Belege. Nicht die 
Anzahl der eingereichten 
Belege, sondern die gel-
tend gemachte Aufwands-
art ist für die Dauer der Be-
arbeitung ausschlagge-
bend. 

Uns unverändert unter-
stützen und damit die Be-
arbeitungsdauer verkürzen 
können Ihre Mitglieder, in-
dem sie Arztrechnungen, 
Zahnarztrechnungen und 
Rezepte getrennt von Be
legen über andere Auf-
wandsarten, wie beispiels-
weise Heilbehandlungen, 
Hilfsmittel oder Pflege-
rechnungen, einreichen. 
Arztrechnungen, Zahnarzt-
rechnungen und Rezepte 
können im digitalen Beihil-
feprüf- und Abrechnungs-
system in großen Teilen 
automatisiert und damit 
schneller bearbeitet wer-
den als andere Belege.

Seniorenmagazin: Wir dan-
ken für die Beantwortung 
unserer Fragen und den 
Kolleginnen und Kollegen 
beim LBV für ihre Arbeit 
und ihr Engagement.�
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Weiterbildungskonzept zur Stärkung digitaler Medienkompetenz 

Mit Digitalkompetenz den Alltag erleichtern
Kompetent mit digitalen 
Geräten umzugehen, wird 
oft als selbstverständlich 
wahrgenommen. Dennoch 
gibt es viele ältere Men-
schen, für die der Weg in 
die digitale Welt voller 
Hürden ist. Hierbei können 
ehrenamtliche Begleiterin-
nen und Begleiter eine gro-
ße Unterstützung darstel-
len. 

In Stuttgart unterstützen 
inzwischen rund 100 enga-
gierte Personen als „Digi-
tal-Helferinnen und -Hel-
fer“ ältere Menschen bei 
den ersten Schritten mit 
Smartphone, Tablet und 
bei allen weiteren Fragen 
rund um die digitale Welt. 
Sie sind wichtige Begleit-
personen beim Abbau von 
Berührungsängsten mit 
smarten Geräten und beim 
Aufbau von Medien- und 
Digitalkompetenz der Se-
niorinnen und Senioren. 
Für ihr Engagement erhal-
ten die „Digital-Helfer“ 
vielfältige Unterstützung 
seitens des Sozialamts der 
Stadt Stuttgart, Fachstelle 
für digitale und soziale 
Teilhabe im Alter, und der 
Landesanstalt für Kommu-
nikation Baden-Württem-
berg (LFK). 

Dr. Alexandra Sußmann, 
Bürgermeisterin für Sozia-
les und gesellschaftliche 
Integration der Stadt 
Stuttgart, sagt: „Mit der 
Fachstelle für digitale und 
soziale Teilhabe im Sozial-
amt sowie mit dem Pro-
jekt ‚Digital dabei‘ sind wir 
frühzeitig wichtige und 

richtige Schritte gegangen, 
um die digitalen Kompe-
tenzen von älteren Men-
schen zu fördern. Im Stadt-
gebiet Stuttgart führen 
wir Seniorinnen und Senio-
ren an inzwischen 28 Digi-
talstandorten mit vielfälti-
gen Angeboten an die Nut-
zung digitaler Anwendun-
gen heran.“ 

Dr. Wolfgang Kreißig, Prä-
sident der Landesanstalt 
für Kommunikation (LFK), 
sagt: „Mit unserer App 
‚Starthilfe – digital dabei‘ 
und der im Projekt erarbei-
teten Materialsammlung 
bieten wir eine gute 
Grundlage für die Vermitt-
lung von Medienkompe-
tenz und unterstützen die 
Digital-Helferinnen und 
-Helfer bei ihrer wichtigen 
Arbeit. Somit können wir 
in der Kooperation mit der 
Stadt Stuttgart einen Bei-
trag zur Nutzung der Me-
dienvielfalt und damit zur 
gesellschaftlichen Teilhabe 
leisten.“ 

Mit der Materialsammlung 
„Startpaket“ unterstützt 

die Landesanstalt für Kom-
munikation Baden-Würt-
temberg (LFK) gemeinsam 
mit der Landeshauptstadt 
Stuttgart im Rahmen des 
Kooperationsprojekts „Di-
gital dabei“ Begleiterinnen 
und Begleiter durch 
Grundlagenwissen und 
modulare Unterrichtskon-
zepte. Basierend auf der 
kostenlosen Lern-App 
„Starthilfe – digital dabei“ 
werden lebensnahe Hilfe-
stellungen aufgezeigt, um 
durch einen möglichst 
niedrigschwelligen Zugang 
zu digitalen Angeboten die 
digitale Teilhabe älterer 
Menschen zu erhöhen.

	< Startpaket 
Materialplattform 
– modulares  
Angebot zur  
Vermittlung  
digitaler  
Kompetenzen

Die Begleitmaterialien zur 
Lern-App „Starthilfe – digi-
tal dabei“ sollen „Digital-
Helferinnen und -Helfer“ 
bei ihrer ehrenamtlichen 

Tätigkeit unterstützen. Die 
aus 25 Bausteinen beste-
hende Materialsammlung 
kann modular eingesetzt 
werden und beinhaltet 
ausgearbeitete Ablaufplä-
ne für Begleiteinheiten, die 
sich um die Kernfunktio-
nen und Apps der meist-
verbreiteten digitalen End-
geräte drehen. Die Bau-
steine können unter www.
starthilfe-begleitung.de 
kostenlos abgerufen wer-
den und haben je einen 
thematischen Schwer-
punkt, der auf eine Dauer 
von 30 bis 60 Minuten 
konzipiert ist. Die Baustei-
ne eigenen sich für den 
Einsatz in Kursen, aber 
auch für die individuelle 
Begleitung.

	< Materialien  
und Schulungen 
für Engagierte 

Die Fachstelle für digitale 
und soziale Teilhabe im Al-
ter bietet den „Digital-Hel-
fern“ im Verbund mit Ko-
operationspartnern auch 
ein umfassendes Schu-
lungsangebot. Unter ande-
rem wurde gemeinsam 
mit der LFK im Projekt „Di-
gital dabei“ eine neue und 
passgenaue Schulungsein-
heit entwickelt. Zudem ist 
die umfassende „Startpa-
ket-Materialsammlung“ 
für „Digital-Helfer“ ent-
standen, die auf der Lern-
App „Starthilfe – digital 
dabei“ der LFK aufbaut. 

Zwei Schulungen, mit ins-
gesamt 25 „Digital-Hel-
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fern“, haben im Frühjahr/
Sommer 2023 bereits er-
folgreich stattgefunden. 
Zwei weitere Schulungen 
sind im Herbst/Winter 
2023 geplant. In einem 
kompakten Workshop-For-
mat werden die bürger-
schaftlich Engagierten 
über den Aufbau der Start-
paket-Plattform und wei-
tere Themen, wie bei-
spielsweise die Besonder-
heiten des Lernens im Al-
ter oder die Moderation in 
Lerngruppen, informiert 
Auch die Reflexion der Rol-
le, Verantwortung und Ab-
grenzung als Begleiterin 
und Begleiter ist ein zent-

raler Teil des Workshops. 
Zudem spielen der Aus-
tausch und die Vernetzung 
mit anderen bürgerschaft-
lich Engagierten eine wich-
tige Rolle. 

	< Neu:  
Ausbildung zum 
„Digital-Trainer“ 

Darüber hinaus wird es im 
Projekt ab Herbst neue 
Schulungen für „Digital-
Trainerinnen und -Trainer“ 
geben. Diese vermitteln im 
Tandem Inhalte und Kom-
petenzen an die „Digital-
Helfer“.  Die „Digital-Trai-

ner“ können sich im Rah-
men der Qualifizierungs-
kurse auf ein buntes und 
vielseitiges Programm 
freuen, bei dem auch der 
gegenseitige Austausch 
nicht zu kurz kommt. Hö-
hepunkte der Qualifizie-
rung bilden dann ein erst-
mals von den Teilnehmen-
den selbstständig durch-
geführter Workshop und 
die Projekt-Abschlussver-
anstaltung im Dezember. 

Wer sich dafür interessiert, 
als „Digital-Helfer“ mitzu-
arbeiten, kann sich per  
E-Mail melden unter  
dia@stuttgart.de.

Weitere Informationen 
zum Kooperationsprojekt 
mit der Landeshauptstadt 
Stuttgart „Digital dabei“ 
und zur Startpaket-Mate
rialplattform finden Sie 
unter www.lfk.de/digital-
dabei.

Die Landesanstalt für Kom-
munikation Baden-Würt-
temberg (LFK) nimmt eine 
Vielzahl an unterschiedli-
chen Aufgaben wahr, alle 
mit dem Ziel, den Medien-
standort Baden-Württem-
berg zu stärken und den 
kompetenten Umgang der 
Bürgerinnen und Bürger 
mit Medien zu fördern.�

Auf ein Wort
Mehr als jeder vierte Deut-
sche hat Angst vor einem 
Krankenhausaufenthalt. 
Jeder zweite der vom Mei-
nungsforschungsinstitut 
forsa Befragten begrün
dete dies mit eigenen, 
schlechten Erfahrungen. 
Und dabei wurden im Auf-
trag einer Krankenkasse 
„nur“ Menschen zwischen 
18 und 70 Jahren repräsen-
tativ befragt. Kein Wunder, 
dass 84 Prozent der Be-
fragten eine Krankenhaus-
reform für notwendig er-
achten. 

Na ja, da wird sich Ge-
sundheitsminister Karl 
Lauterbach aber freuen 
und bestätigt fühlen, 
denn er plant, die Kran-
kenhauslandschaft – wie 
er meint effizient und leis-
tungsorientiert – umzu-
krempeln und in neue 
Klassen einzuteilen. Glück-
lich, wer in oder in unmit-
telbarer Nähe einer Uni-

versitätsklinik lebt und 
hier orts- oder zeitnah für 
alle medizinischen Notfäl-
le eine adäquate Versor-
gung erhalten kann. 
Dumm vielleicht für die, 
die auf dem flachen Land 
wohnen und künftig beim 
tatsächlich „nächstgelege-
nen“ Krankenhaus nicht 
mehr umfassend versorgt 
werden können. Für be-
troffene Seniorinnen und 
Senioren keine wirklich 
beruhigenden Aussichten 
für den  
Fall der Fälle. Es mag 
durchaus Sinn machen, 

dass künftig auf der (auch 
privaten) elektronischen 
Krankenkarte der Medika-
tionsplan und die Vorer-
krankungen eingetragen 
und die behandelnden 
Ärzte auch in Notfällen so 
einen umfassenden Zu-
griff auf viele notwendige 
Gesundheitsdaten haben 
werden. Und doch fragen 
sich die Ältesten unter un-
seren Kolleginnen und 
Kollegen, wohin diese Di-
gitalisierungsoffensive mit 
E-Rezepten, E-Patienten-
karte oder auch dem Kran-
kenhaus-Transparenzge-

setz, Lauterbachs Quali-
tätsatlas, noch führen soll. 

Es wird wohl sehr viel Ge-
schick und Durchsetzungs-
vermögen notwendig sein, 
um unser finanziell maro-
des Gesundheitssystem 
wieder auf „gesunde Bei-
ne“ zu stellen. Vielleicht 
werden aber alle Reform-
absichten nur zu noch 
mehr Verunsicherung von 
Seniorinnen und Senioren 
führen, weil sie einfach 
nicht (mehr) digital unter-
wegs sind? Glücklich dieje-
nigen, die Kinder oder An-
verwandte in ihrer Nähe 
haben, die hier und da un-
terstützen können. Glück-
lich auch diejenigen, die im 
Ernstfall einen Interessen-
verband wie den Senioren-
verband an ihrer Seite ha-
ben, der Hilfestellung ge-
ben kann. Grund genug, 
für unsere kollegiale Ge-
meinschaft zu werben.

Joachim Lautensack
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Dabei zeigt sich die deutli-
che Mehrheit für eine Pfle-
gevollversicherung von 
81 Prozent sowohl unter 
Anhängern und Anhänge-
rinnen der SPD (79 Pro-
zent), der Grünen (82 Pro-
zent), als auch der CDU  
(78 Prozent) sowie der FDP 
(76 Prozent). 

Das Bündnis für eine soli-
darische Pflegevollversi-
cherung sieht seine Forde-
rung angesichts der partei-
übergreifenden hohen  
Zustimmungswerte unter-
mauert und fordert die 
Bundesregierung dazu auf, 
den Ausbau der Pflegever-
sicherung jetzt anzugehen. 
Der PKV-Verband meldet 
Bedenken an. Eine Pflege-
vollversicherung vermittle 
den Eindruck, damit seien 
alle Kosten rund um die 
Pflege abgedeckt, was 
aber nicht zutreffe. Derzeit 
müssen Pflegebedürftige 

im ersten Jahr ihres Auf-
enthaltes in einem Pflege-
heim durchschnittlich rund 
2 700 Euro pro Monat 
selbst aufbringen. Davon 
entfallen allein auf die 
pflegerische Versorgung 
rund 1 250 Euro, der Rest 
setzt sich zusammen aus 
Kosten für Unterkunft und 
Verpflegung sowie Investi-
tionskosten. Nur eine klei-
ne Minderheit von 14 Pro-
zent geht laut Umfrage da-
von aus, diese Kosten im 
Pflegefall selbst stemmen 
zu können. Lediglich sechs 
Prozent der Befragten hal-
ten Zusatzkosten trotz 
Pflegeversicherung in die-
ser Höhe für angemessen. 
Besorgniserregend ist laut 
dem Bündnis, dass eine 
große Mehrheit (76 Pro-
zent) deutlich unter-
schätzt, was sie im Falle 
von Pflegebedürftigkeit  
in einem Heim zahlen 
müssten.

Die repräsentative Umfra-
ge wurde vom 1. August 
bis 7. August 2023 vom 
Markt- und Meinungsfor-
schungsinstitut forsa im 
Auftrag des Bündnisses 
durchgeführt. Insgesamt 
wurden 1 010 Personen 
über 18 Jahre im Rahmen 
der Mehrthemenumfrage 
des repräsentativen On
line-Befragungspanels  
forsa.omninet befragt.

Das Bündnis für eine soli-
darische Pflegevollversi-
cherung setzt sich für eine 
Pflegeversicherung ein, die 
alle pflegebedingten Kos-
ten übernimmt – unab-
hängig davon, ob es sich 
um stationäre oder ambu-
lante Pflege handelt. Auch 
die familiäre Pflege dürfe 
dabei nicht aus dem Blick 
geraten. Andernfalls droh-
ten Überlastung und Un-
terversorgung, weil not-
wendige Leistungen aus 

finanziellen Gründen nicht 
in Anspruch genommen 
werden: „Sämtliche durch 
einen unabhängigen pfle-
gerisch-medizinischen 
Dienst für bedarfsgerecht 
erachtete Pflegeleistungen 
müssen in vollem Umfang 
und ohne Eigenanteile voll-
ständig von den Kassen fi-
nanziert werden“, so die 
gemeinsame Forderung 
des vom Paritätischen 
Wohlfahrtsverband und 
der Vereinten Dienstleis-
tungsgewerkschaft ver.di 
initiierten Bündnisses mit 
dem Deutschen Gewerk-
schaftsbund (DGB), Deut-
schen Berufsverband für 
Pflegeberufe (DBfK), Sozi-
alverband Deutschland 
(SoVD), Bundesverband der 
kommunalen Senioren- 
und Behinderteneinrich-
tungen, Deutschen Frauen-
rat, BIVA-Pflegeschutz-
bund, der Volkssolidarität 
und AWO.

Reform der Pflegeversicherung 

Mehrheit für eine  
Pflegevollversicherung – 
es gibt aber auch gute 
Gründe dagegen
Eine große, parteiübergreifende Mehrheit der Be-
völkerung ist für den Ausbau der gesetzlichen Pflege-
versicherung zu einer Vollversicherung. Das hat eine 
repräsentative forsa-Umfrage im Auftrag des Bünd-
nisses für eine solidarische Pflegevollversicherung 
ergeben. 
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	< Eine schöne  
Vorstellung,  
die unerfüllbare  
Hoffnungen weckt

Einer Pflegevollversiche-
rung, die alle Pflegekosten 
deckt und dafür sorgen 
soll, dass die Pflege nicht 
in die Altersarmut führt, 
das klinge zunächst einmal 
richtig gut, meint man 
auch beim Seniorenver-
band. Wer wollte nicht, 
dass die Solidargemein-
schaft alles bezahlt. Klar, 
dass eine große Mehrheit 
in einer Umfrage dafür ist, 
sagt Landeschef Joachim 
Lautensack. Zugleich weist 
er aber auch darauf hin, 
dass ein großer System-
wechsel wahrscheinlich  
so schnell nicht kommen 
wird. Zu viele Fragen seien 
noch ungeklärt. Vermut-
lich gäbe es auch schon 
längst eine solche „Vollkas-
ko“-Pflegeversicherung, 
wenn das so einfach, kon-
sensfähig und vor allem 
auch bezahlbar wäre.

	< Noch kein Grund 
für großen Jubel 
und Applaus

Es gab in den vergangenen 
Jahren schon so viele Kom-
missionen, Gutachten und 
Expertenrunden. Meistens 
blieb es beim guten Willen, 
bei Ankündigungen sowie 
beim Drehen an kleinen 
Stellschrauben, und an gu-
ten Vorschlägen herrsche 
kein wirklicher Mangel, so 
die Einschätzung des Seni-
orenverbands. 

Zu den Fakten: Die gesetz-
liche Pflegeversicherung 
ist 1995 bewusst als Teil-
absicherung eingeführt 

worden. So hat man si-
chergestellt, dass im Pfle-
gefall auch Alterseinkünfte 
und Vermögen eingesetzt 
werden können. Das ma-
che Sinn, ist man beim Se-
niorenverband wie auch 
beim PKV-Verband über-
zeugt. Schließlich sei bei 
kaum einem existenziellen 
Risiko die persönliche Vor-
sorge so gut planbar wie in 
der Pflege, etwa durch per-
sönliche Rücklagen oder 
durch eine Pflegezusatz-
versicherung. So werde 
vermieden, dass die Soli-
dargemeinschaft überfor-
dert werde. 

Der PKV-Verband nennt 
noch andere Gründe, die 
gegen eine Vollversiche-
rung sprechen. Eine solche 
Vollversicherung bedeute 
Zusatzlasten für die Bei-
tragszahler, aber keine ge-
zielte Hilfe für ärmere Pfle-
gebedürftige: „Die vermö-
gendste Rentnergenerati-
on aller Zeiten" erhielte so 
zusätzliche Leistungen aus 
der Gießkanne, obwohl die 
meisten in Eigenverant-
wortung für ihre Pflege-
kosten selbst vorsorgen 
könnten. 

Auch die Präsidentin des 
Deutschen Caritasverban-
des, Eva-Maria Welskop-
Deffaa, warnte vor einer 
Überfrachtung der Pflege-
versicherung. „Wir brau-
chen kein Erbenschutzpro-
gramm", sagte sie. 

Es wäre fatal, so der PKV-
Verband, mit einer erzwun-
genen Einheitsversiche-
rung dieses unstabile Um-
lagesystem auf noch mehr 
Versicherte auszuweiten. 
Das würde die jüngeren 
Generationen völlig über-

lasten. Unabhängig davon 
wäre eine Pflegevollversi-
cherung schon für sich ge-
nommen nicht zielführend. 
Der Verband der privaten 
Versicherer befürchtet zu-
dem, dass der Anreiz zur 
Eigenvorsorge verloren gin-

ge und der Begriff „Pflege-
vollversicherung“ suggerie-
ren würde, dass diese 
sämtliche Kosten im Fall 
der Pflegebedürftigkeit ab-
decken würde. Im Pflege-
heim – dort, wo das Prob-
lem der Finanzierungslücke 
am größten ist – sei jedoch 
lediglich die Übernahme 
der pflegebedingten Eigen-
anteile gemeint. Das wä-
ren im Bundesdurchschnitt 
derzeit rund 1 200 Euro. 
Die Kosten für Unterkunft 
und Pflege sowie die Inves-
titionskosten müssten wei-
terhin selbst bezahlt wer-
den – immerhin wären das 
auch noch einmal rund 
1 300 Euro. Mit Einführung 
einer „Pflegevollversiche-
rung“ dürften viele Men-
schen den falschen Ein-
druck gewinnen, selbst gar 
nicht mehr vorsorgen zu 
müssen – und stünden so 
im Pflegefall doch wieder 
vor einer Finanzierungs
lücke.

Überdies weist der PKV-
Verband darauf hin, dass 
eine Pflegevollversiche-
rung vor allem die Ober-
schicht der Bevölkerung 
subventionieren würde, 
denn mit einer von der 
Solidargemeinschaft fi-

nanzierten Vollversiche-
rung würden auch viele 
Menschen profitieren, die 
sich aufgrund ihres Ver-
mögens eine gute Pflege 
heute schon leisten könn-
ten. Letztlich entstünden 
hohe Kosten für die Ge-
samtgesellschaft und die 
öffentlichen Haushalte. 
Zudem würden auch die 
Sozialabgaben weiter stei-
gen und die Beitragszah-
ler zusätzlich erheblich 
belasten.

„Wie auch immer: Gesund-
heitsminister Karl Lauter-
bach verspricht Vorschläge 
für das kommende Jahr 
und kündigt eine Reform 
aus einem Guss an. Ein 
schwieriges Unterfangen, 
zumal vor allem in der 
Pflege enormer Fachkräf-
temangel und Überlastung 
herrschen. Wir dürfen also 
gespannt sein“, sagt Senio-
renverbandsvorsitzender 
Joachim Lautensack.�
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Seit 2007 legen das Mei-
nungsforschungsinstitut 
forsa und der dbb beam-
tenbund und tarifunion 
jährlich eine umfassende 
demoskopische Erhebung 
zu Kernthemen des öffent-
lichen Dienstes vor. Auf 
Grundlage dieser Untersu-
chungen zeichnen sich län-
gerfristige Veränderungen 
im Urteil der Bürger über 
die staatlichen Leistungen 
und deren Garanten ab. 
Gleichzeitig können Ent-
wicklungen im Selbstbild 
der Beschäftigten des öf-
fentlichen Dienstes auf ei-
ner soliden Datengrundla-
ge nachgezeichnet wer-
den.

Die jüngste Erhebung fand 
im Juni 2023 statt. Befragt 
wurden 2 008 repräsenta-
tiv ausgewählte Bürgerin-
nen und Bürger. Die Aus-
wahl der Befragten erfolg-
te nach einem systemati-
schen Zufallsverfahren, 
das sicherstellt, dass die 
befragten Bürgerinnen 
und Bürger ein Spiegelbild 
der Gesamtbevölkerung in 
Deutschland darstellen. Ei-
nige ausgewählte Ergeb-

nisse stellen wir nachfol-
gend vor.

	< Großer  
Vertrauens­
rückgang

Bereits im vergangenen 
Jahr wurden die Ergebnisse 
der dbb Bürgerbefragung 
zum öffentlichen Dienst 
sehr stark von dem großen 
Vertrauensrückgang beein-
flusst, der vor allem für die 
politischen Institutionen 
auf Bundesebene eingetre-
ten war. Aufgrund des an-
haltenden großen Unmuts 
über das Krisenmanage-
ment der Ampelkoalition 
vor allem bei der Versor-
gung mit sicherer und be-
zahlbarer Energie sowie 
der Eindämmung der ho-
hen Inflationsrate ist die-
ser Einfluss auch bei den 
Ergebnissen der aktuellen 
Bürgerbefragung öffentli-
cher Dienst unverändert 
vorhanden. So halten – 
nach einem „Corona-
Hoch“ in den Jahren 2020 
und 2021, als viele Bürge-
rinnen und Bürger das Ge-
fühl hatten, die Politik 

kümmere sich um das, was 
die Menschen bewegt und 
besorgt – auch aktuell 
zwei Drittel der Befragten 
den Staat in Bezug auf sei-
ne Aufgaben und Proble-
me für überfordert –, ins-
besondere hinsichtlich der 
Asyl- und Flüchtlingspoli-
tik, der Schul- und Bil-
dungspolitik sowie des Kli-
ma- und Umweltschutzes. 
2022 war zudem der Anteil 
derer, die eine Abnahme 
der Leistungsfähigkeit des 
Staates wahrgenommen 
hatten, im Vergleich zu 
den Jahren zuvor gestie-
gen. Dieser Eindruck hat 
sich auch in den aktuellen 
Ergebnissen wieder bestä-
tigt.

Dass der Staat angesichts 
der Fülle seiner Aufgaben 
und Probleme überfordert 
sei, meint aktuell mit 
69 Prozent eine deutliche 
Mehrheit der Befragten 
insgesamt, auch eine 
Mehrheit in nahezu allen 
Bevölkerungs- und Wähler-
gruppen.

Trotz vermuteter Überfor-
derung des Staates und ei-

nes Rückgangs des Anteils 
derer, die den Staat für 
leistungsfähig halten, 
glauben die Befragten, 
dass der Staat an sich viel-
fältige wichtige Aufgaben 
zu bewältigen habe. So ist 
es für die Mehrheit sehr 
wichtig, dass sich der Staat 
um die Aufrechterhaltung 
der sozialen Gerechtigkeit 
in der Gesellschaft küm-
mert, aber auch um eine 
Verbesserung der Infra- 
und Verkehrsstruktur, er 
zudem Investitionen für 
den Klimaschutz wie den 
Ausbau der erneuerbaren 
Energien aufbringt und 
den Ausbau beziehungs-
weise die Modernisierung 
und Digitalisierung des öf-
fentlichen Dienstes voran-
treibt. Bei der Einschät-
zung der Bedeutung der 
Aufgaben zeigen sich nicht 
nur große Differenzen zwi-
schen den Anhängern der 
Regierungs- und der Oppo-
sitionsparteien, sondern 
auch mitunter deutliche 
Unterschiede zwischen 
den Anhängern der drei 
Parteien der regierenden 
Ampelkoalition. Es scheint 
den Parteien, die die am-

dbb Bürgerbefragung Öffentlicher Dienst 2023

Einschätzungen, 
Erwartungen  
und Erfahrungen
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tierende Bundesregierung 
bilden, derzeit kaum zu ge­
lingen, einen Ausgleich 
zwischen den Interessen 
der verschiedenen hetero­
genen Bevölkerungsgrup­
pen zu erreichen.

Um die Leistungsfähigkeit 
des öffentlichen Dienstes 
aufrechtzuerhalten bezie­
hungsweise zu verbessern, 
wünschen sich die Befrag­
ten insbesondere eine 
schnellere und bessere  
Terminvergabe für die An­
liegen der Bürger, eine 
konsequente Digitalisie­
rung aller Aufgaben des 
öffentlichen Dienstes und 
eine Verbesserung von Be­
ratung und Service für die 
Bürgerinnen und Bürger. 
Gleichzeitig kann in einer 
umfangreichen Digitalisie­
rung kein „Allheilsbringer“ 
gesehen werden, zumal 
fast zwei Fünftel der Be­
fragten nach wie vor gro­
ßen Wert auf den persönli­
chen Kontakt mit den Be­
hördenmitarbeitern legen.

Optimierungen in der öf­
fentlichen Verwaltung im 
Sinne des Abbaus büro­
kratischer Hürden und 
Hemmnisse sowie eine 
bessere Übersichtlichkeit 
der Behördenstrukturen 
für die Befragten werden 
insbesondere im Bereich 
Gesundheit und Pflege, 
der Genehmigungsverfah­
ren, im Bildungswesen und 
bei den Bürgerämtern für 
besonders dringlich und 
erforderlich gehalten. Dass 
dies durch eine verstärkte 
Digitalisierung bezie­
hungsweise mehr Angebo­
te zur Erledigung von Auf­
gaben per Internet erreicht 
werden könnte, glauben 
die Bürgerinnen und Bür­

ger am ehesten bei den 
Bürgerämtern, den Geneh­
migungsverfahren und der 
Steuerverwaltung.

	< Kosten des  
öffentlichen  
Dienstes

Ähnlich wie bereits in den 
vergangenen Jahren mei­
nen aktuell 44 Prozent der 
Bürgerinnen und Bürger, 
dass der öffentliche Dienst 
die Steuerzahler zu viel 
Geld koste. Dies meinen 
überdurchschnittlich häu­
fig Ostdeutsche, Arbeiter 
und Selbstständige sowie 
insbesondere die Anhän­
ger der AfD. 50 Prozent  
sehen dies nicht so. 

	< Bewertung  
verschiedener  
Einrichtungen der 
öffentlichen Hand

Den Befragten wurden 
verschiedene öffentliche 
Einrichtungen genannt mit 
der Bitte, die Arbeit dieser 
Einrichtungen anhand von 
Schulnoten von 1 bis 6 zu 
bewerten. Weiterhin 
schneiden die Straßenrei­
nigung beziehungsweise 

Müllabfuhr sowie die Bib­
liotheken (jeweils 2,0), ge­
folgt von den Museen 
(2,1), am besten ab.

Landes- beziehungsweise 
Bundesministerien (3,6 be­
ziehungsweise 3,8) sowie 
Arbeits- und Sozialämter 
(3,5 beziehungsweise 3,4) 
werden im Vergleich zu 
den anderen Behörden 
schlechter bewertet.

	< Das Beamtenprofil

Auch im Sommer 2023 
werden Beamtinnen und 
Beamte am ehesten als 
pflicht- und verantwor­
tungsbewusst (63 bezie­
hungsweise 62 Prozent), 
zuverlässig (56 Prozent) 
und kompetent (52 Pro­
zent) wahrgenommen. 
48 Prozent sehen sie als 
hilfsbereit, 40 Prozent als 
unbestechlich, aber nur 
15 Prozent als flexibel an.

Von den eher negativen Ei­
genschaften wird den Be­
amtinnen und Beamten 
weiterhin am ehesten eine 
gewisse Sturheit attestiert 
(45 Prozent). 39 Prozent  
sehen sie als mürrisch, 
36 Prozent als arrogant, 

22 Prozent als überflüssig, 
20 Prozent als ungerecht 
und 17 Prozent als ängst­
lich an.

	< Das Ansehen  
einzelner  
Berufsgruppen

Seit der ersten dbb Bürger­
befragung Öffentlicher 
Dienst im Jahr 2007 wurde 
jedes Jahr ermittelt, wel­
ches Ansehen einzelne Be­
rufsgruppen in der Bevöl­
kerung genießen. Hierfür 
werden den Befragten ver­
schiedene Berufsgruppen 
genannt mit der Bitte, je­
weils anzugeben, ob diese 
Berufsgruppe bei ihnen 
persönlich ein eher hohes 
oder eher geringes Anse­
hen genießt.

Wie bereits in den Vorjah­
ren wird auch aktuell das 
„Beruferanking“ von den 
Feuerwehrleuten ange­
führt, von denen 94 Pro­
zent ein (sehr) hohes Anse­
hen haben. Es folgen im 
Ansehensranking Kranken­
pflegekräfte (89 Prozent), 
Ärztinnen und Ärzte 
(85 Prozent) sowie Alten­
pflegekräfte (84 Prozent). 
Von Polizistinnen und Poli­
zisten haben 78 Prozent, 
von Erziehern/-innen im 
Kindergarten beziehungs­
weise der Kita 76 Prozent 
und von Müllmännern be­
ziehungsweise -frauen 
72 Prozent ein (sehr) hohes 
Ansehen.

Von Beamten und Beam­
tinnen (als Sammelgruppe 
ohne Differenzierung in 
die einzelnen Berufsbilder) 
haben aktuell 32 Prozent 
ein (sehr) hohes Ansehen. 
Das geringste Ansehen ha­
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ben wie bereits im vergan-
genen Jahr die Politikerin-
nen und Politiker (14 Pro-
zent), Mitarbeitende in ei-
ner Telefongesellschaft 
(13 Prozent) oder einer 
Werbeagentur (8 Prozent) 
sowie Versicherungsver-
treter/-innen (8 Prozent). 

	< Gewalt gegen  
öffentlich  
Beschäftigte

Nach 2019 hat forsa in die-
sem Jahr zudem erneut 
untersucht, in welchem 
Maße die Bürgerinnen und 
Bürger Übergriffe auf die 
verschiedenen Gruppen 
der öffentlich Beschäftig-
ten wahrgenommen ha-
ben und inwieweit die öf-
fentlich Beschäftigten 

selbst schon einmal Opfer 
von Übergriffen wurden. 
Sowohl der Anteil derer, 
die die Gesellschaft als zu-
nehmend verroht, rück-
sichtsloser und brutaler 
ansehen, als auch der An-
teil derer, die in den ver-
gangenen Jahren Gewalt 
gegenüber öffentlich Be-
schäftigten wahrgenom-
men haben, hat sich in den 
vergangenen vier Jahren 
kaum verändert. Beobach-
tet wurde Gewalt in ir-
gendeiner Form insbeson-
dere gegenüber Polizei- so-
wie Rettungskräften be-
ziehungsweise Notärzten 
und Notärztinnen. Etwas 
gestiegen allerdings ist in 
den vergangenen vier Jah-
ren der Anteil der im öf-
fentlichen Dienst Beschäf-
tigten, die selbst angeben, 

schon einmal bei ihrer  
Tätigkeit behindert, be-
schimpft oder tätlich an-
gegriffen worden zu sein.

Wie bereits im Jahr 2019 
meint auch aktuell eine 
Mehrheit der Bundesbür-
gerinnen und Bundesbür-
ger (80 Prozent), dass die 
Gesellschaft zunehmend 
verrohe und der Umgang 
der Menschen untereinan-
der rücksichtsloser und 
brutaler werde. 16 Prozent 
der Befragten sind nicht 
dieser Ansicht. 26 Prozent 
der Befragten geben an, 
schon einmal Übergriffe 
auf öffentlich Beschäftigte 
beobachtet zu haben, also 
dass diese behindert, be-
lästigt, beschimpft oder 
angegriffen wurden. Am 
häufigsten wurden von 

denjenigen, die derartige 
Übergriffe auf Beschäftig-
te des öffentlichen Diens-
tes beobachtet haben, 
Übergriffe auf Polizistin-
nen beziehungsweise Poli-
zisten (64 Prozent) oder 
auf Rettungskräfte und 
Notärzte (60 Prozent) be-
obachtet. 45 Prozent ha-
ben mitbekommen, wie 
ein Bus- oder Bahnfahrer 
im Dienst beschimpft, be-
hindert oder angegriffen 
wurde. 41 Prozent haben 
dies bei Feuerwehrleuten 
beobachtet, jeweils 37 Pro-
zent bei Ordnungsamt
mitarbeitern beziehungs-
weise Lehrkräften, 30 Pro-
zent bei Sicherheitsdienst-
mitarbeitern und 
28 Prozent bei Lokführern 
beziehungsweise Zugbe-
gleitern.�

dbb-Regionalkonferenz in Stuttgart – Joachim Lautensack mahnt:

Versorgungsempfänger nicht vergessen

Über die Erwartungshal-
tung der Beschäftigten im 
Hinblick auf die Einkom-
mensrunde für die Länder 
(TV-L) haben die Teilneh-
menden aus den Fachge-
werkschaften unter dem 
Dach des BBW zahlreiche 
Probleme erörtert und Lö-
sungen besprochen. Für 
den Seniorenverband und 
zugleich für die Seniorin-
nen und Senioren im BBW 
nahm Joachim Lautensack 
an dieser Veranstaltung 
teil. Lautensack brachte 
dabei zum Ausdruck, dass 
die Versorgungsempfänger 
im Land erwarten, dass die 
Bundesregelungen zur Ver-
sorgungsanpassung des 
aktuellen TVÖD übernom-

men werden. Das gelte ins-
besondere dann, sollte 
auch für die Landesbe-
schäftigten eine Inflations-
ausgleichsprämie verein-
bart werden.

„Der Personalmangel ist 
mittlerweile in fast allen 
Bereichen des öffentlichen 
Dienstes unübersehbar“, 
sagte Volker Geyer, dbb- 
Tarifchef, auf der dritten 
dbb-Regionalkonferenz in 
Stuttgart am 12. Septem-
ber 2023. Dies führe dazu, 
dass sich die Servicequali-
tät für die Bürgerinnen 
und Bürger verschlechtert. 
„Wenn der öffentliche 
Dienst Personal gewinnen 
und halten will, ist die Be-

zahlung ein ganz entschei-
dender Faktor. Das bei der 
Arbeitgeberseite durchzu-
setzen und dort gar auf 
Verständnis zu stoßen, 
wird nicht einfach. Wir 
werden ordentlich Druck 
machen müssen.“

BBW-Chef Kai Rosenberger 
unterstrich vor den Teil-
nehmenden der Regional-
konferenz: „Bei den anste-
henden Tarifverhandlun-
gen des TV-L muss die 
Chance genutzt werden, 
die Reallohnverluste der 
vergangenen zwei Jahre zu 
kompensieren und faire 
Bedingungen für die Be-
schäftigten im öffentli-
chen Dienst sicherzustel-

len.“ Die endgültigen For-
derungen des dbb für die 
Einkommensrunde werden 
am 11. Oktober in Berlin 
beschlossen. Es sind drei 
Verhandlungsrunden für 
den 26. Oktober, den  
2. und 3. November sowie 
den 7. bis 9. Dezember ver-
einbart. Betroffen sind et-
wa 3,5 Millionen Beschäf-
tigte: direkt circa 1,1 Milli-
onen Tarifbeschäftigte der 
Bundesländer (außer Hes-
sen), indirekt circa 1,4 Mil-
lionen Beamtinnen und 
Beamte der entsprechen-
den Länder und Kommu-
nen sowie rund eine Milli-
on Versorgungsempfän-
gerinnen und Versorgungs-
empfänger. �
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Aktionstag für pflegende Angehörige

dbb pocht auf steuerfinanzierte Entgeltersatzleistung 
für pflegende Angehörige
Wer Angehörige pflegt, 
soll Auszeiten nehmen 
können und einen finanzi-
ellen Ausgleich erhalten. 
Entsprechende Pläne habe 
die Regierung bislang nicht 
umgesetzt, kritisiert dbb-
Chef Ulrich Silberbach.

Die Pflege von Angehöri-
gen mit dem Berufsleben 
vereinbaren – das ist in 
vielen Fällen ein Knochen-
job. „Wir können doch 
nicht von den Betroffenen 
verlangen, dass sie Dinge 
unter einen Hut bekom-
men, die gar nicht unter  
einen Hut passen“, sagte 
dbb-Chef Ulrich Silberbach 
anlässlich des bundeswei-
ten Aktionstages für pfle-
gende Angehörige am  
8. September 2023. Die Re-
gierung müsse umgehend 
handeln: „Die steuerfinan-

zierte Entgeltersatzleis-
tung muss endlich kom-
men, wie es im Koalitions-
vertrag steht. Je länger 
nichts passiert, desto mehr 
Menschen stoßen an ihre 
persönlichen Grenzen. Wir 
dürfen keine Zeit mehr 
verlieren.“ Der Stellenwert 
pflegender Angehöriger 
würde offenbar kaum 
wahrgenommen, dabei 
seien sie eine tragende 
Säule des Systems.“

Der dbb arbeitet als Mit-
glied im unabhängigen 
Beirat zur Vereinbarkeit 
von Pflege und Beruf seit 
Jahren für ein Modell einer 
entsprechenden Entgelter-
satzleistung. Seinen zwei-
ten Bericht mit konkreten 
Handlungsempfehlungen 
hat der Beirat bereits in 
diesem Sommer an Bun-

desfamilienministerin Lisa 
Paus (Grüne) übergeben. 
„Nicht nur der dbb, son-
dern vor allem die Millio-
nen pflegenden Angehöri-
gen haben hohe Erwartun-
gen an die Politik, die es 
zeitnah einzulösen gilt“, 
betont der dbb-Bundes-
vorsitzende.

„Und wenn wir schon da-
bei sind, die Einlösung von 
Versprechen der Politik 

einzufordern, sollte die Po-
litik auch die professionell 
Pflegenden im Blick behal-
ten“, ergänzte Silberbach. 
„Denn Arbeitsbedingun-
gen werden nicht von Ver-
sprechen attraktiver, son-
dern durch Taten. Insofern 
darf man gespannt sein, 
inwiefern die angekündig-
te Krankenhausreform aus 
dem Bundesgesundheits-
ministerium nachhaltig 
Abhilfe schafft.“�

Joachim Lautensack übernimmt den Vorsitz der BBW-Landesseniorenvertretung

Senioreninteressen weiter gebündelt
Bei der Landessenioren-
konferenz des BBW – Be-
amtenbund Tarifunion am 
11. September 2023 bei 
Wüstenrot in Kornwest-
heim haben die rund 40 
Delegierten der Fachge-
werkschaften des BBW  
einen neuen Vorstand  
gewählt. Auf Waldemar 
Futter, der die Landes
seniorenvertretung in den 
vergangenen fünf Jahren 
geführt hat, folgt Joachim 

Lautensack, der einstim-
mig zum neuen Vorsitzen-
den gewählt wurde. Ein-
stimmig gewählt wurden 
auch die 1. Stellvertrete-
rin Dorothea Faisst-Steig-
leder sowie die weiteren 
Stellvertreter/-innen Ro-
semarie Hanesch, Anni 
Combé-Walter und Rudolf 
Forcher. Joachim Lauten-
sack, der zugleich auch 
Stellvertreter des BBW-
Vorsitzenden und Vorsit-

zender des Seniorenver-
bandes ist, betonte in sei-
ner Bewerbungsrede so-
wie bei seinem 
Schlusswort, dass er mit 
der Amtsübernahme noch 
mehr zur wirkungsvollen 
Bündelung der vielfälti-
gen und vor allem auch 
der berechtigten Interes-
sen der Seniorinnen und 
Senioren beitragen wolle. 
Zugleich dankte Lauten-
sack dem scheidenden 

Vorsitzenden Waldemar 
Futter sowie den Vor-
standsmitgliedern, die 
nicht mehr zur Wieder-
wahl angetreten waren, 
Siegfried Zeiher und Bern-
hard Freund, für ihr Enga-
gement und ihre tatkräf-
tige Unterstützung (siehe 
auch „Wechsel an der 
Spitze der BBW-Landesse-
niorenvertretung“ auf 
den BBW-Seiten). 
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Zusammenarbeit zwischen BBBank 
und Seniorenverband 

Das Miteinander  
erneut besiegelt
Die BBBank ist einer der 
wenigen Premiumpart-
ner des Seniorenver-
bands. Sie betreut die 
meisten Verbandskonten 
unserer regionalen Ver-
bände und arbeitet mit 
dem Seniorenverband 
schon lange kollegial und 
vertrauensvoll zusam-
men. Mitte Juni trafen 
sich in der Bruchsaler  

Filiale der BBBank die 
neue Filialdirektorin 
BBBank Bruchsal Daniela 
Nagel, Joachim Lauten-
sack, der Landesvorsit-
zende des Seniorenver-
bands, Petra Hasebrink, 
die Landesdirektorin der 
BBBank, und Bernd Lohr-
bächer, Filialdirektor 
BBBank Bruchsal um das 
künftige Miteinander er-

neut zu besiegeln. Joa-
chim Lautensack dankte 
Petra Hasebrink dabei 
insbesondere für ihr per-

sönliches Engagement 
zur Förderung der ver-
bandlichen Aktivitäten.

Ausflug des Regionalverbands Ulm nach Stuttgart 

Das Programm: ein Besuch der Wilhelma
Wer hatte gedacht, dass 
wir Mitte September bei 
Hochsommerwetter nach 
Stuttgart in die Wilhelma 
fahren können. Fast pünkt-
lich trafen wir ein. Nach-
dem jeder seine Eintritts-
karte erhalten hatte, ver-
sammelten wir uns am 
vereinbarten Treffpunkt 
bei den beiden Wilhelma-
begleitern, die uns schon 
erwarteten. Schnell hatten 
wir uns in zwei Gruppen 
aufgeteilt, sodass nun die 
Führung im riesigen Gelän-
de der Wilhelma beginnen 
konnte. 

Herr Brucker gab uns einen 
kurzen historischen Abriss. 
Die Wilhelma ist eine 
denkmalgeschützte Park-
anlage aus dem 19. Jahr-
hundert. Der Dreiklang von 
Zoo, botanischem Garten 
und historischer Parkanla-
ge macht den besonderen 

Reiz der Wilhelma aus. Aus 
dem ehemaligen Rosen-
garten, einem Grundstück 
unterhalb des Neckar-
hangs, wurde mit seinen 
steten Erweiterungen die 
Wilhelma. 1837 werden 
vom Architekten Karl-Lud-
wig von Zenth erste Tier-
unterkünfte gebaut. Am 
30. September 1846 wurde 
die Wilhelma eingeweiht. 

1851 ist der maurische 
Festsaal fertiggestellt. 
Auch der Bau des Aus-
sichtspavillons Belvedere 
mit einer schönen Aus-
sichtsplattform wurde zu 
dieser Zeit fertiggestellt. 
Aber erst das Jahr 1853 gilt 
als Gründungsjahr der Wil-
helma und ab 1880 wurde 
die Anlage für die Öffent-
lichkeit geöffnet. 1919 

wird die Wilhelma Staats-
besitz. Leider hinterließ der 
2. Weltkrieg zerstörerische 
Spuren. Es musste viel wie-
der aufgebaut werden. 
Mitte des 20. Jahrhunderts 
kamen die ersten Säugetie-
re. So wurde die Wilhelma 
allmählich zu einem gro-
ßen zoologischen Garten. 

Bei der knapp zweistündi-
gen Führung haben wir 
viele Tiere in ihren Gehe-
gen und den schönen, ge-
pflegten Park gesehen, 
aber bei Weitem nicht al-
les. Nach der Führung blieb 
genügend Zeit, auf eigene 
Faust den Zoo zu genie-
ßen. Zum vereinbarten 
Zeitpunkt kamen alle zum 
Bus, den unser Busfahrer 
netterweise in den Schat-
ten gestellt hatten. Nach 
der gemeinsamen Abend-
einkehr ging es nach Hau-
se. �

> Die Ulmer Seniorengruppe in der Wilhelma in Stuttgart
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> In der Bruchsaler Bankfiliale (von links): Daniela Nagel, die 
neue Filialdirektorin der BBBank Bruchsal; Joachim Lau-
tensack, der Landesvorsitzende des Seniorenverbands; Pet-
ra Hasebrink, die Landesdirektorin der BBBank; Bernd 
Lohrbächer, Filialdirektor der BBBank Bruchsal
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Ausflug des Regionalverbands Reutlingen

Höhepunkte: der Besuch im „Tiefen Stollen“ und  
das G’schichtle vom Aalener Hitzkopf
Ein erlebnisreicher Ausflug 
führte den Seniorenver­
band Reutlingen nach Aa­
len. Das Besucherbergwerk 
„Tiefer Stollen“ und eine 
Stadtführung, mit dem 
Blick auf das Leben des 
großen Sohnes der Stadt, 
Christof Friedrich Daniel 
Schubart, faszinierte die 
Teilnehmenden.

Um 7.30 Uhr hatte der Bus 
der Firma Harsch alle Teil­
nehmer eingesammelt und 
startete in Richtung Aalen. 
Bei einem Halt an der Burg 
Wäscherschloss in Wä­
schenbeuren konnte jeder 
eine Tasse Kaffee und eine 
frische Butterbrezel genie­
ßen. Was braucht der 
Schwabe mehr? Auch der 
Innenhof des Wäscher­
schlosses war einen Blick 
wert.

Angekommen am Brau­
nenberg bei Aalen-Wasser­
alfingen dauerte es nicht 
lange bis zur Einfahrt mit 
der Grubenbahn in den 
„Tiefen Stollen“. Das Leben 

der Bergleute unter Tage, 
in dämmrigem Licht und 
feuchter Luft, war geprägt 
durch schwere Arbeit und 
dauernde Gefahr. Der Stol­
lenführer und die Bege­
hung der Abbaustollen 
konnten dies den Teilneh­
mern eindrucksvoll vermit­
teln. Die Schwäbischen 
Hüttenwerke in Wasseral­
fingen haben das Erz zu 
Stahl verhüttet, was der 
Stadt und dem Land, in der 
Mitte des 19. Jahrhun­
derts, großes Ansehen und 
Wohlstand brachte. Nach 
einem guten Mittagessen 

im Kellerhaus Oberalfin­
gen, lernten die Teilneh­
menden die Aalener Innen­
stadt über ein „G’schichtle 
vom Aalener Hitzkopf“ 
kennen. Der Hitzkopf war 
C. D. F. Schubart, ein zu sei­
ner Zeit sehr bekannter 
Dichter, Musiker und Jour­
nalist, der zehn Jahre im 
Gefängnis auf dem Hohen­
asperg verbringen musste. 
Herzog Karl Eugen von 
Württemberg hat den Frei­
geist einkerkern lassen. Die 
Führer des Aalener Touris­
tenbüros waren außeror­
dentlich gut über das Le­

ben von Schubart infor­
miert und einer unterstrich 
seinen leidenschaftlichen 
Vortrag mit dem Spiel auf 
der Posaune. Nach der 
Stadtführung war Zeit für 
einen Stadtbummel oder 
für Kaffee und Kuchen im 
Café Schieber. Gegen 
18 Uhr startete der Bus, 
bei immer noch strahlen­
dem Wetter, zur Heimfahrt 
nach Reutlingen. Gelegen­
heit, sich bei Karl Heinz 
Dambacher, dem Organi­
sator dieser gelungenen 
Ausfahrt, ganz herzlich zu 
bedanken.�

> Die Reutlinger Seniorengruppe in Aalen
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Veranstaltung des Regionalverbands Wangen

Ein Ausflug nach Isny
Am 7. September 2023 tra­
fen sich die Mitglieder des 
Regionalverbands Wangen 
in Isny im Allgäu. Die Ein­
weihung des neuen Markt­
platzes war der Anlass für 
die Besichtigung der abge­
schlossenen Stadtsanie­

rung. Die Stadt hat in den 
Jahren 2014 bis 2023 die 
Innenstadt saniert. Nach 
Abbruch alter Gebäude 
wurden 50 Wohnungen 
neu geschaffen, das zent­
ral gelegene Hallgebäude 
saniert, eine Tiefgarage 

mit 128 Parkplätzen ge­
baut und der Marktplatz in 
der Stadtmitte und seine 
Umgebung neu gestaltet. 
Neu in Isny ist auch das 
Stadtmodell unter den Rat­
hausarkaden nach dem 
Stand von 1631, welches 

auch von blinden Personen 
in Blindenschrift ertastet 
werden kann.

Bei schönem Wetter war 
der Ausflug für alle Teil­
nehmenden ein besonde­
res Erlebnis. �
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Veranstaltungen des Regionalverbands Stuttgart

Führung durch die Villa Reitzenstein 
Halt! Stopp! Bevor 43 Ru-
heständlerinnen und Ru-
heständler in zwei Grup-
pen an verschiedenen Ta-
gen an der Führung durch 
das Anwesen der Villa Reit-
zenstein teilnehmen konn-
ten, war eine strenge Aus-
weis- und Taschenkontrol-
le Voraussetzung. Das ist 
verständlich, sind doch in 
der Villa Reitzenstein die 
baden-württembergische 
Landesregierung ein-
schließlich dem Minister-
präsidenten hier zu Hause. 

Zu Beginn des Rundgangs 
durch die Villa gab es eine 
Einführung in die Ge-
schichte des Hauses. Hele-
ne Freifrau von Reitzen
stein, eine Stuttgarter Ver-
legertochter und Witwe 
des württembergischen 
Oberhofmeisters Carl von 
Reitzenstein, ließ mit dem 
von ihrem Vater geerbten 
Vermögen für 2,8 Millio-
nen Goldmark die Villa in 
den Jahren 1910 bis 1913 
auf der Gänsheide in Stutt-
gart errichten. Die Archi-
tekten waren Hugo Schlös-
ser und Johann Weirether. 
Obwohl die von einem 
sehr schön gestalteten 
Park umgebene Villa alles 
hatte, was dem damaligen 
Stand der Technik ent-
sprach, fühlte sich Frau von 
Reitzenstein dort nicht 
wohl. Im Jahre 1921 ver-
kaufte sie das Anwesen an 
die neue Württembergi-
sche Landesregierung, zog 
nach Mitterdarching (heu-
te Valley) in Bayern und 
verstarb dort vereinsamt 
im Jahre 1944. Nach der 

Einführung in die die Ge-
schichte des Hauses, star-
tete der Rundgang in der 
Eingangshalle, wo es ein 
kunstvolles Fußbodenmo-
saik aus italienischem Mar-
mor zu bestaunen gibt. 

Im Gobelinsaal, in dem 
heute größere Gesprächs-
runden, Konferenzen und 
auch festliche Essen statt-
finden, befinden sich drei 
große flämische Wandgo-
belins, die die vier Jahres-
zeiten darstellen. Der Run-
de Saal dient dem Minis-
terpräsidenten für Emp-
fänge. Zahlreiche 
Staatsoberhäupter haben 
sich hier schon in das Gäs-
tebuch eingetragen. Im 
Blauen Salon, unter dem 
schönen Kristallleuchter 
aus venezianischem Glas 
und eingerahmt von den 
seidenen Wandbespan-
nungen, finden Bespre-
chungen in kleinerem Rah-
men, aber auch Arbeitses-
sen und Gespräche bei Kaf-
fee oder Tee statt. Das 
Eckzimmer, das einstige 

Raucherzimmer, beein-
druckt durch die Wandver-
kleidung, bestehend aus 
edlen Hölzern mit kunst-
vollen Intarsien aus Holz 
und Perlmutt. 

Der Rundgang endete im 
Kabinettsaal mit dem gro-
ßen ovalen Holztisch. Dort 
trifft sich die baden-würt-
tembergische Landesregie-
rung zu Kabinettsitzungen. 
Hier beraten und beschlie-
ßen der Regierungschef, 
Minister und Staatssekre-
täre unter anderem Geset-
zesinitiativen, Verordnun-
gen und Erlasse.

	< Besuch der Staats-
galerie Stuttgart 

„Zeit ist das, was man an 
der Uhr abliest …“ Dieses 
Zitat von Albert Einstein 
war das Schlusswort von 
Kunsthistorikerin Monika 
Will bei den Führungen in 
der Staatsgalerie Stuttgart 
zum Thema „Zeit“ in der 
Malerei, zu denen der Re-

gionalverband Stuttgart 
im September eingeladen 
hatte. Ein wahrlich schwie-
riges Thema. Der Kirchen-
lehrer Augustinus schrieb 
dazu im 4. Jahrhundert: 
„Was ist die Zeit? Wenn 
mich niemand danach 
fragt, weiß ich es, wenn 
ich es aber einem, der 
mich fragt, erklären soll, 
weiß ich es nicht.“ Wie un-
terschiedlich die Künstler 
Zeit, Bewegung, Vergäng-
lichkeit, gesehen haben, 
davon konnten sich 26 Se-
niorinnen und Senioren in 
zwei Gruppen von Frau 
Will an verschiedenen 
Kunstwerken erklären las-
sen. Der erste Stillleben-
maler in Deutschland, Ge-
org Flegel, hat in seinem 
„Stillleben mit Blumen 
und Esswaren“ von 1630 
die Vergänglichkeit darge-
stellt. Die Sanduhr weist 
auf die wie Sand verrin-
nende Lebenszeit hin, die 
Blumen und Lebensmittel 
auf den Verfall der Schön-
heit und auf die Verderb-
lichkeit.�

> Die Stuttgarter Seniorengruppe vor der Villa Reitzenstein, dem Regierungssitz der baden-
württembergischen Landesregierung
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Veranstaltungen des Regionalverbands Mannheim 

Rundgang durch Ladenburg
Zu einem historischen 
Stadtrundgang in Laden-
burg trafen sich am 15. Ju-
ni Mitglieder des Verbands 
Mannheim. Wegen der 
günstigen geografischen 
Lage wurde vor circa 2 000 
Jahren neben Trier, Köln, 
Speyer, Worms, Mainz 
auch Ladenburg gegrün-
det. Ladenburg ist damit 
wahrscheinlich die älteste 
Stadt Deutschlands rechts 
des Rheins. Frau Weber-
Schumann, Stadtführerin 
in Ladenburg und Mitglied 
im Seniorenverband ö. D., 
hat die Mannheimer Grup-
pe mit den alten Römern 
in Ladenburg vertraut ge-
macht. Wegen der hohen 
Temperaturen gab es nur 
einen kleinen Rundgang 
durch diese interessante 
Stadt. Außer der Zeit der 
Römer gibt es einen weite-
ren Grund nach Ladenburg 

zu reisen: Es ist Carl Benz, 
der Erfinder der Autos. Zu 
Beginn in Mannheim im 
Quadrat 6 wohnend, ver-
schlug es Carl Benz nach 
Ladenburg. Dort ist noch 
die Benzwerkstatt – heute 
Automuseum – zu sehen. 
Als Carl Benz 1929 starb, 
wurde er hier beigesetzt. 

	< Besuch der  
Bundesgarten-
schau

Zum Seniorentag am 5. Ju-
li, vom Landesseniorenrat 
unter dem Motto „Woh-
nen und Leben im Alter“ 
veranstaltet, trafen sich 
die Mitglieder des Ver-
bands Mannheim auf der 
Bundesgartenschau (BU-
GA). Die bis Oktober dau-
ernde Veranstaltung er-
streckt sich auf den Spinel-

li und den Luisenpark. Das 
Kerngelände der BUGA ist 
die Konversionsfläche 
rund um die ehemalige 
Spinelli-Kaserne. Einst von 
der deutschen Wehrmacht 
als Pionierkaserne und 
nach dem Zweiten Welt-
krieg von den US-amerika-
nischen Streitkräften als 

Lager genutzt, erstreckt 
sich der Spinelli-Park vom 
Aubuckel bis zum Mann-
heimer Stadtteil Käfertal. 
Zweites Ausstellungsge-
lände ist der Luisenpark, 
der bereits Teil der BUGA 
1975 war. Verbindungs
element zwischen beiden 
Parks ist eine Seilbahn. �

> Mannheimer Seniorengruppe bei ihrem Stadtrundgang 
durch Ladenburg
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Hauptversammlung des Regionalverbands Pforzheim

Bedeutung des Verbands für seine Mitglieder 
unterstrichen
Bei der Hauptversamm-
lung des Regionalverbands 
Pforzheim informierte Vor-
sitzender Jürgen Bechtle 
die zahlreich erschienenen 
Mitglieder über das Ge-
schehen im regionalen Se-
niorenverband Pforzheim. 
Neben den üblichen Regu-
larien erinnerte er an die 
Bedeutung der Interessen-
vertretung für die aus den 
verschiedenen Bereichen 

wie Schulen, Landes- oder 
Kommunalverwaltungen, 
sonstigen öffentlichen 
Diensten und Betrieben 
kommenden Beschäftig-
ten. Auf örtlicher Ebene 
seien dies Fachthemen und 
Hilfestellungen bei versor-
gungsrechtlichen Angele-
genheiten sowie gesell-
schaftliche Zusammen-
künfte wie gemeinsames 
Wandern oder Ausflüge. 

Auf der Landesebene wer-
den die Mitglieder von Ex-
perten vertreten und bera-
ten. Um über diese Arbeit 
zu berichten, war die stell-
vertretende Landesvorsit-
zende des Seniorenver-
bands ö. D. BW, Margarete 
Schaefer, zum Regionalver-
band Pforzheim gekom-
men. Sie gab einen Über-
blick über die aktuellen 
Probleme in den öffentli-

chen Verwaltungen, über 
den Lehrermangel in Schu-
len und Personalmangel in 
der Pflege. Kurzfristige 
Möglichkeiten, hier Abhilfe 
zu schaffen, seien nicht er-
kennbar. Schaefer verwies 
weiter auf die Tarifver-
handlungen, die damit ver-
knüpfte Übertragung der 
erzielten Ergebnisse auf 
die Versorgung der Beam-
tinnen und Beamten des 
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Regionalverband Geislingen an der Steige

Besuch bei der freiwilligen Feuerwehr 
Am letzten Mittwoch im 
August trafen sich die Mit-
glieder des Regionalver-
bands Geislingen bei der 
Feuerwache, wo sie von 
Feuerwehrkommandant 
Jörg Wagner herzlich be-
grüßt wurden. Im Unter-
richtsraum erfuhren die 
Teilnehmenden, dass die 
Feuerwehr über 270 Ein-
satzkräfte im Ehrenamt 
und fünf hauptberufliche 
Mitarbeiter hat. Daher ist 
sie eine der größten Einrich-
tungen der Stadtverwal-
tung Geislingen mit jährlich 
200 Einsätzen. Der Fahr-
zeugpark verfügt über ins-
gesamt 20 Fahrzeuge bei 
sieben Löschzügen. Bevor 
es in die Fahrzeughalle 
ging, konnte die Gruppe die 
zentrale Atemschutzwerk-
statt in Augenschein neh-

men. Dort werden die 
Atemschutzgeräte (Schutz-
masken und Atemluftfla-
schen) gewartet und in-
stand gesetzt. Der Service 
der zentralen Atemschutz-
werkstatt wurde in den 
vergangenen Jahren von 26 
angeschlossenen Gemein-
defeuerwehren und Werk-
feuerwehren aus dem 
Landkreis Göppingen und 
aus dem Alb-Donau-Kreis 
rege in Anspruch genom-
men.

Feuerwehrkommandant 
Jörg Wagner zeigte und er-
klärte das Ersteinsatzfahr-
zeug, welches für viele ver-
schiedene Einsatzlagen 
technisch sehr gut ausge-
rüstet ist. So kommen zum 
Beispiel bei Verkehrsunfäl-
len mit eingeklemmten 

Personen auch hydrauli-
sche Spreizer und Schnei-
degeräte zum Einsatz. Das 
Hubrettungsfahrzeug mit 
einer bis zu circa 30 Metern 
ausfahrbaren Drehleiter 
konnten die Mitglieder bei 
vollem Einsatz bestaunen. 
Die Anschaffungskosten für 

diese Fahrzeuge betragen 
circa 600 000 bis 800 000 
Euro. Nach zweistündigem 
Besuch und einem herzli-
chen Dank an den Feuer-
wehrkommandanten Jörg 
Wagner traten die Mitglie-
der mit vielen Informatio-
nen den Heimweg an. �

> Mitglieder des Regionalverbands Geislingen an der Steige 
inspizieren ein Einsatzfahrzeug der freiwilligen Feuerwehr.
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Regionalverband Herrenberg 

Ausflug in die Vergangenheit

Mitglieder des Regional-
verbands Herrenberg führ-
ten einen Tagesausflug in 
die Vergangenheit durch. 
Zunächst ging es nach Do-
naueschingen zur 1875 in 
einem Rundbecken gefass-
ten Donauquelle. Hier er-

fuhren die Mitglieder Inte-
ressantes zum zweitlängs-
ten Fluss Europas. Die Do-
nau fließt durch zehn 
Länder über 2 800 Kilome-
ter ins Schwarze Meer. Die 
zehn Länder sollten später 
noch eine Rolle spielen. 

Weiter ging es zum histori-
schen, 450 Jahre alten ba-
dischen Gasthaus Scheffel-
linde nach Blumberg-Ach-
dorf. Hier wurde nicht nur 
gegessen, sondern es 
musste auch ein Ana-
gramm gelöst werden. 

Schaffen das unsere Leser 
auch?

	< Die Donau

Von der Quelle bis zur 
Mündung durchfließt die 

Landes sowie der Gemein-
den und erinnerte daran, 
dass der Bund das Tarifer-
gebnis TVöD systemkon-
form auch auf den Versor-
gungsbereich in seinem 

Bereich übertragen habe. 
Abschließend gab sie noch 
Tipps für die Antragstel-
lung von Beihilfe, um eine 
schnellere Bearbeitung zu 
ermöglichen.

Im Rahmen der Versamm-
lung wurde Heide Herr-
mann für 40 Jahre Mit-
gliedschaft im Senioren-
verband geehrt. Margarete 
Schaefer und JürgenBecht-

le gratulierten und über-
reichten eine Urkunde.

Jürgen Bechtle
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Regionalverband Aalen besucht GoAhead-Zentrale in Essingen

Ein Blick hinter die Kulissen der Firma
Der Regionalverband Aalen 
besuchte im Rahmen des 
Monatstreffens Juli 2023 
die Zentrale von GoAhead 
in Baden-Württemberg. 
Die meisten Teilnehmen-
den haben bisher mit den 
Gebäuden von GoAhead 
entlang der B 29 zwischen 
Essingen und Aalen nur die 
Reinigung der Züge ver-
bunden. Tatsächlich ver-
birgt sich in diesem lang-
gezogenen Gebäudekom-
plex nicht nur eine Reini-
gungsanlage für alle 66 
Züge in Baden-Württem-
berg, sondern auch eine 
Reparaturwerkstatt für 
den gesamten Fuhrpark 
der Firma GoAhead im 
Ländle. In dieser Werkstatt 
ist es zum Beispiel auch 

möglich, jeden Zug kom-
plett aus dem Gleis zu 
nehmen und anzuheben, 
um von unten an das Fahr-
werk zu kommen. Noch 
mehr staunten die Teilneh-
menden, als sie erfuhren, 
dass sich im gleichen Ge-
bäudekomplex am ehema-
ligen Essinger Bahnhof die 
Leitung von GoAhead BW 
samt Leitstelle/Einsatzzen-
trale befindet, die von dort 
aus alle 66 Züge verfolgen 
kann. 

Trotz laufenden Betriebs 
durften wir die Leitstelle 
besichtigen. Die Mitarbei-
ter von GoAhead beant-
worteten sehr geduldig al-
le Fragen unserer Mitglie-
der. Es kamen auch (seltsa-

me) Regelungen zwischen 
dem Land BW und Go
Ahead zur Sprache. GoA-
head verdiene zum Bei-
spiel nichts an den Fahr-
karten. Ganz im Gegenteil, 
viele Fahrgäste verlang-
samten den Verkehr beim 
Ein- und Aussteigen und 
GoAhead müsse für Un-
pünktlichkeit Strafe an das 
Land BW zahlen. Insofern 
verwunderte es uns nicht, 
als unser Betreuer die Co-
ronazeit als finanziell sehr 
gute Zeit für GoAhead be-
schrieb, denn GoAhead 
verdiene vor allem an der 
Bereitstellung der Züge 
und durch Pünktlichkeit. 
GoAhead hatte zu unserer 
Überraschung auch für un-
ser leibliches Wohl in Form 

von Kaffee und Kuchen ge-
sorgt, was wir dankbar an-
nahmen. Die Teilnehme-
rinnen und Teilnehmer 
waren sich am Ende des 
Besuches darüber einig, 
dass die Veranstaltung 
sehr interessant und rund-
um gelungen war. Die Er-
wartungen seien eindeu-
tig übertroffen worden!

Bei schönem Sommerwet-
ter ging es im Anschluss 
noch in den Biergarten 
„Remsgärtle“ in Essingen, 
wo der Nachmittag für ei-
nige unserer Mitglieder 
erst in den frühen Abend-
stunden ausklang.  

Hans Buchinger

Donau zehn Länder. Wel-
che sind es? Bringen Sie die 
Buchstaben in die richtige 
Reihenfolge (Umlaute wie 
ä, ü, ö bitte als ae, ue, oe 
berücksichtigen).Numme-
rieren sie die Länder nach 
der Reihenfolge!

STEREOCHIRE
GRANNU
TIERKONA
NIERBSE
LADDENSCHUT
LAIKWOSE
IRGLAUBEN
EMANNUIRE
AUKIRNE
OMDIVLANE

Diese gesellige und team-
bildende Maßnahme be-

reitete allen viel Spaß und 
diente der geistigen Fit-
ness. 

Nach dem Gasthausbe-
such ging es weiter nach 
Blumberg zur historischen 
Sauschwänzlebahn. 1890 
erbaut, um militärische 
Truppen schnell von Ost 
nach West zu verlegen, 
dient sie heute dem Tou-
rismus. Durch die atembe-
raubende Landschaft mit 
tollen alten Tunneln und 
Brücken auf fast kreisrun-
den Gleisen führt die 
Sauschwänzlebahn durch 
das Wutachtal. Alle Teil-
nehmenden waren begeis-
tert. Einziges Manko des 
schönen Tages war, dass 
die Sauschwänzlebahn kei-
ne Seniorenermäßigung 

gewährt. Die recht hohen 
Fahrpreise führten schnell 
zurück in die Gegenwart: 
Bei den stark gestiegenen 
Preisen und der hohen In-
flation können sich Senio-
ren Fahrten wie diese 
nicht mehr lange leisten. 
Die anschließende Diskus-

sion über die anstehenden 
Tarifverhandlungen TV-L 
und die folgende Übertra-
gung des Tarifergebnisses 
auf die Versorgungsemp-
fänger zeigte eine hohe 
Motivation für eine Streik-
bereitschaft der Mitglie-
der. �

> Herrenberger Seniorinnen und Senioren in der  
Sauschwänzlebahn
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Ausflug des Regionalverbands Ehingen nach Sigmaringen

Auf den Spuren der Hohenzollern
Im Jahresprogramm des 
Seniorenverbands Ehingen 
stand am 29. August 2023 
ein Besuch der Stadt Sig-
maringen mit Stadtfüh-
rung an. Obwohl das Wet-
ter nicht gerade zur Teil-
nahme einlud, hatte sich 
eine gut aufgelegte Grup-
pe am Bahnhof Ehingen 
getroffen, um per BW-Ti-
cket die Reise anzutreten.

Der Stadtführer in Sigma-
ringen gab zunächst vor 
dem alten Rathaus mit 
Blick auf das Schloss einen 
geschichtlichen Überblick 
ab der ersten urkundlichen 
Erwähnung von Sigmarin-
gen 1077, als die Burg Sig-
maringen im Besitz der 
Grafen von Veringen war. 
Im Laufe der Zeit wechsel-
te die Burg mehrfach den 
Besitzer und gelangte 
schließlich in die Hände 
der Grafen von Hohenzol-
lern. Im Verlauf der Jahr-
hunderte war die Graf-
schaft Hohenzollern-Sig-
maringen immer wieder in 
kriegerische Auseinander-
setzungen und politische 
Umbrüche verwickelt. 

Dank guter Beziehungen 
zu Napoleon blieben die 
hohenzollernschen Graf-
schaften Sigmaringen und 
Hechingen über 1806 hin-
aus selbstständige Fürs-
tentümer, beide schlossen 
sich jedoch 1849 dem Kö-
nigreich Preußen an. Sig-
maringen war nun Sitz der 
preußisch-hohenzollern-
schen Provinzregierung; 
das Stadtbild ist stark ge-
prägt von Bauten dieser 
Zeit. Während des Zweiten 
Weltkriegs wurde Sigma-
ringen kurzzeitig zur soge-
nannten „Französischen 

Exilregierung“ genutzt, wo 
kollaborierende französi-
sche Politiker und Beamte 
untergebracht waren. 
Nach dem Zweiten Welt-
krieg wurde Sigmaringen 
Teil des neu gegründeten 
Bundeslandes Baden-
Württemberg und hat sich 
seitdem zu einem regiona-
len Zentrum entwickelt. 

Der Stadtrundgang führte 
am neuen Rathaus vorbei 
zum Vier-Jahreszeiten-
Brunnen und hin zum Leo-
poldplatz. Vorbei an den 
Resten der alten Stadt-

mauer und dem Landes-
haus der Stände ging es 
weiter zum runden Turm 
des Heimatmuseums bis 
zur Stadtkirche am 
Schloss. 

In der sehr schönen Ba-
rockkirche St. Johann schil-
derte der Stadtführer das 
Leben und Wirken des in 
Sigmaringen geborenen 
Markus Roy, der als Kapuzi-
nermönch Fidelis 1622 ge-
gen die Reformation in 
Graubünden vorging und 
hierbei zum katholischen 
Märtyrer wurde und des-
sen Heiligsprechung 1746 
erfolgte. Seither ist der 
Heilige Fidelis von Sigma-
ringen Landes- und Stadt-
patron von Sigmaringen 
und wird auch als Schutz-
patron der Anwälte und 
Rechtsanwälte verehrt, da 
er vor seiner Priesterweihe 
Rechtswissenschaften stu-
diert hatte. Nach einem 
gemeinsamen Mittages-
sen und dem Genuss der 
berühmten Hohenzollern-
torte wurde gut gelaunt 
per Bahn der Heimweg 
wieder angetreten.�

> Die Ehinger Seniorengruppe am runden Turm des Sigma-
ringer Heimatmuseums
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Regionalverbände Herrenberg und Rottenburg

Gemeinsame Exkursion nach Bebenhausen
Bei der Landeshauptvor-
standssitzung in Karlsruhe 
hatten sich die Regionalver-
bandsvorsitzenden der 
Nachbarstädte Herrenberg 
und Rottenburg, Christian 
Schütz (Herrenberg) und 
Det Hamacher (Rottenburg), 

überlegt, dass die Regional-
verbände auch einmal et-
was gemeinsam unterneh-
men könnten. Am 15. Sep-
tember 2023 fand die erste 
RV-übergreifende Exkursion 
ins Schloss Bebenhausen 
statt. Vom RV Herrenberg 

hervorragend organisiert 
wurde den Teilnehmenden 
durch die exzellente Führe-
rin alles Wichtige informativ 
dargeboten. Das Kennenler-
nen konnte anschließend 
bei einem gemeinsamen 
Mittagessen im nahen Ent-

ringen vertieft werden und 
man war sich einig, dass ei-
ne Wiederholung anzustre-
ben sei. D. Hamacher sprach 
spontan eine Einladung zur 
nächsten RV-Sitzung in Rot-
tenburg am 25. Oktober 
2023 aus.�
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Veranstaltung des Regionalverbands Göppingen 

Werksführung hinterließ bleibenden Eindruck
Beim Regionalverband 
Göppingen ergab sich die 
Fragestellung, ob es in un-
serer Nähe eine Firma gibt, 
die anwendungsspezifi-
sche Schmierstoffe für die 
Industrie, Fahrzeuge und 
Maschinen sowie Druck-
farben und Chemieproduk-
te weltweit anbietet. Im 
Rahmen von Recherchen 
stießen wir auf die Firma 

Zeller+Gmelin in Eislingen/
Fils, auf die diese Punkte 
zutreffen. Am 6. Septem-
ber 2023 besuchten dann 
Mitglieder des Regional-
verbands Eislingen/Fils die 
Firma Zeller+Gmelin.

Nach Aushändigung einer 
Besucherkarte und Anle-
gen einer Gelbweste für 
Besucher wurden uns im 

Veranstaltungsraum bei 
einem kleinen Snack die 
Geschichte der Firma und 
die verschiedenen Produk-
tionsbereiche erklärt. An-
schließend besuchten wir 
die Produktionsstätten. 
Die Vielfalt der unter-
schiedlichen Produktions-
bereiche hinterließ bei  
uns einen bleibenden Ein-
druck.

Im Anschluss besuchten 
wir noch ein Lokal, wo wir 
uns über die Werksfüh-
rung austauschten.  
Fazit: An diesem Tag hat 
alles gepasst: schönes 
Wetter, interessante 
Werksführung und das 
leibliche Wohl blieb auch 
nicht auf der Strecke.

Udo Müller
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  >  Veranstaltungen vom 16. Oktober 2023 bis 15. Dezember 2023
Abkürzungen: A = Ausflug; HV = Hauptversammlung; F = Feierstunde und dergleichen; G = Geselligkeitsveranstaltungen; K = Kundgebung;  
S = Sprechstunde; TD = Telefondienst; V = Versammlung; W = Wandern.

Aalen: HV 2.11., 14 Uhr, 
Referent: Joachim Lauten-
sack, Landesvorsitzender 
des Seniorenverbands, 
Thema: Aktuelles aus dem 
Verband, Ort: MTV-Gast-
stätte, Stadionweg 11 in 
Aalen; F 7.12., 14 Uhr, Ad-
ventliches Beisammensein, 
Ort: MTV-Gaststätte, Sta-
dionweg 11 in Aalen;  
TD 01 57 / 33 79 48 75

Backnang: HV 22.11.,  
14 Uhr, Referent: Karl 
Schüle, Rechtsberater des 
Seniorenverbands, Thema: 
Maßnahmen hinsichtlich 
eines Todesfalls, Ort: Gast-
hof zur Eintracht, Garten-
str. 149 in Backnang;  
S nach tel. Vereinb.  
0 71 91/6 41 06

Bad Säckingen:  
s. Waldshut

Bad Schussenried:  
G 13.11., 14.30 Uhr, Ort: 
Gaststätte Moorbadstü-
ble; F 11.12., 14.30 Uhr, 
Weihnachtsfeier, Ort: 
Gaststätte Moorbadstüble.

Bad Waldsee:  
HV 19.10., 17 Uhr, Ort: 
Wirtshaus am Haslacher 
Weiher; TD 0 75 25 / 16 71

Bad Wildbad:  
s. Neuenbürg

Biberach: HV 18.10.,  
14.30 Uhr, Jahreshaupt
versammlung mit Wahlen, 
Ort: Ochsenhauser Hof;  
F 13.12., 14.30 Uhr, Vor-
weihnachtlicher Nachmit-
tag, Ort: Ochsenhauser 
Hof.

Böblingen: A 17.10., Aus-
flug nach Nördlingen.

Eberbach: HV 23.11.,  
14.30 Uhr, Referent: Joa-
chim Lautensack, Landes-
vorsitzender des Senioren-
verbands, Thema: Aktuel-
les aus dem Verband,  
Ort: Hotel Schwanheimer 
Hof, Dorfwiesenstr. 11 in 
69436 Schönbrunn-
Schwanheim.

Ehingen: V 24.10., 11 Uhr, 
Referent: Michael Knapp, 
Thema: Misstrauensantrag 

gegen Willy Brandt und  
die Verwicklung von 
Schelklingen,  
Ort: Schwanen;  
F 28.11., 11 Uhr, Advents-
besinnung mit Ulrike Krez-
dorn, Ort: Schwanen.

Ellwangen: V 15.11.,  
14.30 Uhr, Lichtbildervor-
trag „Wanderungen durch 
Canyons und National-
parks in vier Staaten der 
USA“, Ort: Café Ratsstube; 

F 6.12., 14.30 Uhr, Advent-
scafé, Ort: Gasthof Roter 
Ochsen.

Emmendingen: V 25.10., 
14 Uhr, Referentin: Frau 
Datz-Faulmann, Rechtsan-
wältin, Thema: Vererben, 
Ort: Siedlerstüble, Les-
singstr. 28 in Emmendin-
gen; F 29.11., 14 Uhr, Ad-
ventsfeier, Ort: Siedler
stüble, Lessingstr. 28 in 
Emmendingen.
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Esslingen: S nach tel. Ver-
einb. 07 11 / 2 73 05 35

Fellbach: V 13.11., 14 Uhr, 
Referent: Thomas Sixt-
Rummel, Thema: Informa-
tionen zum Pflegeheim, 
Ort: Seniorenzentrum  
Forum Mitte Waiblingen, 
Blumenstr. 11,  
Anmeldung bis 7.11. bei 
Eckhard Linke unter  
Tel.: 0 71 44/3 91 37 oder 
per E-Mail an e.linke@ 
t-online.de; G 4.12., 14 Uhr, 
gemütlicher Jahresab-
schluss, Ort: Senioren
zentrum Forum Mitte 
Waiblingen, Blumenstr. 11, 
Anmeldung bis 28.11.  
bei Eckhard Linke unter 
Tel.: 0 71 44/3 91 37  
oder per E-Mail an  
e.linke@t-online.de;  
TD 0 71 44/3 91 37

Freiburg: W 5.12., 17 Uhr, 
Ort: Engelweg im Glotter-
tal, Anmeldung bis 1.12. 
bei Dieter Kästel unter  
Tel.: 0 76 64/6 11 66 55 
oder per E-Mail an dieter-
kaestel@t-online.de;  
Mo 19 –21 Uhr unter  
0 76 64 / 6 11 66 55, 
Dieter Kästel

Freudenstadt:  
TD 0 74 43/74 07

Friedrichshafen: F 6.12., 
14.30 Uhr, Weihnachtsfei-
er, Ort: GZH in Friedrichs-
hafen; TD 0 75 41/5 48 60, 
E-Mail: bruno.hirscher@
gmx.de

Geislingen: A 25.10., 14.30 
Uhr, Führung Forellenzucht 
mit Einkehr, Ort: Obere 
Roggenmühle; V 29.11., 
14.30 Uhr, Referentin:  
Sandra Schäfer, Thema: 
Orientierung in Sachen 
Pflege, Ort: Hotel Krone.

Göppingen:  
TD 0 71 61 / 91 68 40,  
E-Mail: muelle_u@web.de

Heidelberg: V 9.11.,  
15 Uhr, Referent: Ralf  
Albrecht, Thema: Private 
Krankenversicherer im öf-
fentlichen Dienst, vorran-
gig Leistungen im Krank-
heits- und Pflegefall,  
Ort: Restaurant Zum  
goldenen Hirsch, Schwet-
zinger Str. 29 in Heidel-
berg-Kirchheim;  
TD 0 62 21 / 78 43 13,  
E-Mail: dieter.berberich@ 
t-online.de,  
http://senioren-oed- 
bw.de/heidelberg

Herrenberg: G 26.10. + 
9.11., 9.30 Uhr, Frühstück, 
Ort: Klosterhof Herren-
berg; F 7.12., 15 Uhr,  
Weihnachtsfeier,  
Ort: Klosterhof Herren-
berg; TD 0 70 32 / 2 30 24

Hochschwarzwald:  
s. Freiburg

Horb: s. Freudenstadt

Isny: s. Wangen

Karlsruhe: A 27.10., Besich-
tigung „Kunst im KIT“;  
A 9.11., Badisches Landes-
museum; V 23.11.,  
13.30 Uhr, Referentin:  
Barbara Saebel, MdL (Grü-
ne), Thema: Landespolitik 
BW, Ort: TSV Rintheim;  
F 7.12., 13.30 Uhr, Advents-
feier/Jahresausklang,  

Ort: TSV Rintheim;  
S Berater: Klaus Melchert,  
Tel.: 07 21/8 51 49 11

Kehl: S nach tel. Vereinb. 
07 81/5 83 49

Künzelsau: A 15.11.,  
14.30 Uhr, Kocherwerk, 
Haus der Verbindungs-
technik (behindertenge-
recht), Besichtigung mit 
Führung, Ort: Graf-Wolf-
gang-Julius Platz 1 in 
Forchtenberg-Ernsbach;  
G E-Bike-Training mit 
Herrn Klaus Kempf, Kreis-
verkehrswacht Hohenlohe. 
Weitere Informationen  
unter E-Mail@volkerlenz.
de (bitte Telefonnummer 
angeben) oder telefonisch 
unter 0 79 40/5 03 04 14; 
TD 0 79 40/5 03 04 14

Lahr: V 9.11., 15 Uhr,  
Ort: Höhengasthaus Eiche 
in Lahr; F 14.12., 15 Uhr, 
Weihnachtsfeier,  
Ort: Höhengasthaus Eiche 
in Lahr.

Laupheim: V 26.10.,  
14 Uhr, Referenten: Regina 
Dettenrieder und Günter 
Schneider, Thema: Solida-
risch altern, die Bürgerge-
meinschaft Laupheim e. V. 
stellt sich vor, Ort: Kolping-
haus in Laupheim;  
V 30.11., 14 Uhr, Referent: 

Karl Schüle, Rechtsberater 
des Seniorenverbands, 
Thema: Leistungen der 
Beihilfe für pflegebedürfti-
ge Personen in Verbindung 
mit Pflegeversicherung, 
Ort: Kolpinghaus in Laup-
heim; F 14.12., 14 Uhr,  
Adventsfeier, Ort: Kolping-
haus in Laupheim.

Lörrach: A 24.10., Busfahrt 
nach Stuttgart mit Besich-
tigung des Fernsehturms, 
Anmeldung per E-Mail  
peter-faller@freenet.de 
oder unter Telefon:  
0 77 62/27 50.

Ludwigsburg: A 14.11., 
Busfahrt nach Flein zur 
JVA-Außenstelle Staats
domäne Hohrainhof;  
HV + F 5.12., 15 Uhr, 
Hauptversammlung und 
Weihnachtsfeier, Ort:  
Ev. Gemeindezentrum  
Hoheneck, Wilhelm- 
Nagel-Str. 59.

Mannheim: G 19.10.,  
14.30 Uhr, Herbstfest,  
Ort: Bürgerhaus; V 16.11., 
14.30 Uhr, Referent:  
Herr Nemeth, Thema: 
Informationen zu Lifts im 
häuslichen Bereich,  
Ort: Bürgerhaus.

Nagold: V 17.11., 15 Uhr, 
Ort: Naturfreundehaus.
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Neckar-Odenwald: 
V 15.11., 14.30 Uhr, Refe-
rent: Karl Schüle, Rechts-
berater des Seniorenver-
bands, Thema: Zweites 
Pflegestärkungsgesetz, 
neuer Pflegebedürftig-
keitsbegriff, neue Pflege-
grade – Auswirkungen der 
Pflegereform auf die Bei-
hilfe, Ort: Restaurant 
Lamm, Hauptstr. 59 in 
Mosbach. Anmeldung  
bis 1.11. unter  
Tel.: 0 62 83/2 10 51 oder 
per E-Mail an mail@
jscheurich.de

Neuenbürg: W 25.10.,  
9.48 Uhr, ZOB, Steig 11, 
L761, Einkehr Gasthof  
Ochsen in Mönsheim;  
F 5.12., 14.30 Uhr, Advents-
feier, Ort: Gasthaus Roter 
Ochsen in Neuenbürg;  
TD 0 70 82/22 63

Oberkirch: s. Kehl

Öhringen: V 21.11., 15 Uhr, 
Ort: Haus an der Walk.

Offenburg: s. Kehl

Pforzheim: W 25.10.,  
9.48 Uhr, ZOB, Steig 11, 
L761, Einkehr Gasthof  
Ochsen in Mönsheim;  
W + F 12.12., 10.30 Uhr, 
Rundweg Arlinger und  
Adventsfeier, Ort: Vereins-
heim GV Arlinger;  
TD 0 70 82/22 63

Reutlingen: V 7.11., 15 Uhr, 
Ort: Haus der Volkshoch-
schule, Hans-Haußmann-
Saal, Spendhausstr. 6 in 
Reutlingen; F 5.12., 15 Uhr, 
Adventsfeier, Ort: Haus 
der Volkshochschule, 
Hans-Haußmann-Saal, 
Spendhausstr. 6 in  
Reutlingen.

Rottenburg: V 25.10.,  
17 Uhr, Referentin:  
Margarete Schaefer, stellv. 
Landesvorsitzende des  
Seniorenverbands, Thema: 
Aktuelles aus dem Ver-

band, Ort: Restaurant  
Martinshof, Zirbelstube, 
Eugen-Bolz-Platz in Rot-
tenburg.

Rottweil: G 7.11.,  
14.30 Uhr, Ort: Jugend
zentrum Sportverein  
Zimmern; F 12.12.,  
14.30 Uhr, Ort: Jugend
zentrum Sportverein 
Zimmern.

Schorndorf: V 28.11.,  
15 Uhr, Ort: Platzhirsch;  
TD ab 19 Uhr,  
0 71 81/4 82 07 78

Schwarzwald-Baar:  
V 9.11., 15 Uhr, Ort: Land-
gasthof Adler in Mönch-
weiler; F 30.11., 15 Uhr,  
Adventsfeier, Ort: Land-
gasthof Adler in Mönch-
weiler; S nach tel. Vereinb. 
0 77 20/42 33,  
E-Mail: Hans-Juergen. 
Wrobel@t-online.de

Schwäb. Gmünd: V 15.11., 
15 Uhr, Ort: Spitalmühle  
in Schwäbisch Gmünd;  
TD 0 71 71 / 49 89 79

Schwäb. Hall: V 18.10., 
14.30 Uhr, Referent: Simon 
Laidig, Thema: Einbruch-
schutz, Ort: advita Haus, 
Wirtsgasse 1 in Schwä-
bisch Hall; V 15.11.,  
14.30 Uhr, Thema: Pflege-
beratung für privat Kran-
kenversicherte, Beihilfe
berechtigte und deren An-
gehörige, Ort: advita Haus, 
Wirtsgasse 1 in Schwä-
bisch Hall; F 13.12.,  
14.30 Uhr, Stammtisch  
mit Weihnachtsfeier,  
Ort: advita Haus, Wirts-
gasse 1 in Schwäbisch Hall.

Singen: V 16.11.,  
14.30 Uhr, Ort: Gasthof 
Siebenschläfer in Überlin-
gen am Ried; F 30.11.,  
15 Uhr, Adventsfeier, Ort: 
Landgasthof Adler, Herd-
str. 50 in Mönchweiler;  
S nach tel. Vereinb.  

0 77 20/42 33,  
E-Mail: Hans-Juergen. 
Wrobel@t-online.de

Stuttgart: G 15.11., 14 Uhr, 
Unvergessene Chansons 
mit Marc Delpy, Ort: Kol-
pinghaus, Heusteigstr. 66 
in Stuttgart. Anmeldung 
bis 6.11. bei Harald Schnei-
der, Tel.: 07 11/8 26 19 02; 
HV + F 13.12., 14 Uhr,  
Jahreshauptversammlung 
und Adventsfeier, Ort: Kol-
pinghaus, Heusteigstr. 66 
in Stuttgart. Anmeldung 
bis 1.12. bei Harald Schnei-
der, Tel.: 07 11/8 26 19 02.

Tettnang:  
s. Friedrichshafen

Tuttlingen: G 9.11. + 
14.12., 15 Uhr, Ort: Café 
Schlack in Tuttlingen.

Überlingen: s. Friedrichs-
hafen

Ulm: A 11.11., Besuch der 
Feuerwache in Ulm, An-
meldung bis 31.10. bei  
Rosemarie Hanesch;  
F 12.12., 14.30 Uhr, Weih-
nachtsfeier, Ort: Kath. 
Pfarrheim Ulm-Söflingen, 
Harthauser Str. 36;  
S nach tel. Vereinb.  
0 73 05/66 73,  
E-Mail: rosemarie. 
hanesch@senioren-oed-
bw.de, www.senioren-
oed-bw.de/ulm

Waiblingen: V 13.11.,  
14 Uhr, Referent: Thomas 
Sixt-Rummel, Thema:  
Informationen zum Pflege-
heim, Ort: Seniorenzen
trum Forum Mitte Waib-
lingen, Blumenstr. 11,  
Anmeldung bis 7.11. bei 
Eckhard Linke unter  
Tel.: 0 71 44/3 91 37 oder 
per E-Mail an e.linke@ 
t-online.de; G 4.12., 14 Uhr, 
gemütlicher Jahresab-
schluss, Ort: Seniorenzen
trum Forum Mitte Wai
blingen, Blumenstr. 11,  

Anmeldung bis 28.11. bei 
Eckhard Linke unter  
Tel.: 0 71 44 / 3 91 37  
oder per E-Mail an  
e.linke@t-online.de;  
TD 0 71 44 / 3 91 37

Waldshut: A 17.10., 19 Uhr, 
Nachtwächterführung, 
Treffpunkt beim Haupt
eingang zum Münster in 
Bad Säckingen;  
TD 0 77 41/8 06 94

Wangen: G 2.11. + 7.12.,  
15 Uhr, Ort: Hotel Farny in 
Dürren; TD 0 75 62/17 04

Weinheim: V 8.11. + 
13.12., 16 Uhr, Ort: Zagreb 
Grill, Waidallee 8;  
TD 0 62 01/8 78 33 03

Wiesloch: V 30.11., 12 Uhr, 
Referent: Dieter Hoff-
mann, stellv. Landesvorsit-
zender des Seniorenver-
bands, Thema: Aktuelles 
aus dem Landesverband, 
Ort: Gasthaus Galerie  
in Nußloch; 
TD 0 62 22/6 25 81,  
E-Mail: dorisleuchten 
berger@online.de

Winnenden: V 13.11.,  
14 Uhr, Referent: Thomas 
Sixt-Rummel, Thema: In-
formationen zum Pflege-
heim, Ort: Seniorenzen
trum Forum Mitte Wai
blingen, Blumenstr. 11,  
Anmeldung bis 7.11. bei 
Eckhard Linke unter  
Tel.: 0 71 44/3 91 37 oder 
per E-Mail an e.linke@ 
t-online.de; G 4.12., 14 Uhr, 
gemütlicher Jahresab-
schluss, Ort: Seniorenzen
trum Forum Mitte Wai
blingen, Blumenstr. 11,  
Anmeldung bis 28.11. bei 
Eckhard Linke unter  
Tel.: 0 71 44/3 91 37 oder 
per E-Mail an e.linke@ 
t-online.de;  
TD 0 71 44/3 91 37
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Lesenswertes vom DBB Verlag empfohlen

Das große Buch der Hühnerhaltung
Axel Gutjahr
Ein frisches Frühstücksei – vor allem, wenn es vom
eigenen Federvieh stammt – ist ein Genuss. Die eif-
rig scharrenden Hühner mit ihrem prächtigen Gefie-
der vermitteln das Gefühl von ländlicher Idylle, so-
dass sich die Geflügelhaltung im heimischen Garten
steigender Beliebtheit erfreut. Was Sie wissen müs-
sen, um Hühner artgerecht zu halten, erfahren Sie in
diesem umfangreichen, reich bebilderten Ratgeber:
Auswahl und Vermehrung, Gestaltung von Stall und
Auslauf sowie Ernährung und Verhalten.

Gebunden, NGV, 192 Seiten, 10 Euro

Pflege, Haltung, Rassen

Anzahl: __

Geschichten für glückliche Stunden
Norma Schneider
Weisheit sei die epische Seite derWahrheit, schrieb
Walter Benjamin über das Erzählen. Ist es also die
Weisheit von Geschichten, die uns glücklich macht
und tröstet? Oder ist das Lesen von Geschichten viel-
leicht einfach nur ein angenehmer Zeitvertreib, bei
demwir ausblenden und vergessen können, was uns
sonst bedrückt? Dieses Buch entführt uns in die wei-
teWelt des Erzählens und schlägt einen Bogen von
Boccaccio bis VirginiaWoolf, von Heinrich Böll bis
Sharon Dodua Otoo.

Taschenbuch, Fischer, 240 Seiten, 12 Euro

Über Liebe und Freundschaft, Weisheit und Glück

Intimleben
Niccolò Ammaniti
Nach außen scheint alles perfekt. Maria Cristina
Palma ist schön, reich, berühmt – und die Frau
des italienischen Ministerpräsidenten. Eines
Tages bekommt sie ein Video auf ihr Handy
geschickt, das keinesfalls an die Öffentlichkeit
gelangen darf. In demVersuch, es geheim zu
halten, setzt Maria Cristina eine Kette von Ereig-
nissen in Gang, die sie an die Grenzen ihrer Exis-
tenz bringen – und die Chance zu einer großen
Veränderung in sich tragen.

Gebunden, Eisele, 368 Seiten, 24 EuroAnzahl: __

Der Bestseller aus Italien!

Wie gut ist Ihre Allgemeinbildung?
Martin Doerry, Markus Verbeet
Der neue Tagesabreißkalender enthält Tag für Tag
eine Frage zu den unterschiedlichsten Themen wie
Politik, Geschichte, Sport oderWirtschaft. Das eigene
Wissen kann durch die Auflösung auf der Rückseite
schnell überprüft werden. So hält man das ganze Jahr
über sein Gehirn auf Trab und lernt gleichzeitig jede
MengeWissenswertes dazu. Das perfekte Geschenk
für alle Quizfans zu Geburtstag, Weihnachten oder
zwischendurch. Abmessungen: 10,2 x 4,1 x 14,2 cm.

Kalender, Riva, 368 Seiten, 13 EuroAnzahl: __

Tagesabreißkalender 2024

Die Ältern
JanWeiler
„Die Kinder kommen sehr gut ohne ihre Eltern klar,
denn sie können sich selber etwas zu Essen bestel-
len, und man kann ihnen kaum etwas beibringen,
was sie nicht selber googeln könnten. Manchmal
fühle ich mich regelrecht nutzlos. (...) Ich dachte
lange darüber nach, und am Ende wurde mir klar:
Es ist nicht nur so, dass die Kinder erwachsen wer-
den.Wir verändern uns auch. Aus Eltern werden
Ältern.“ JanWeiler beschreibt seine humorvollen
Betrachtungen des Nestflüchtens.

Gebunden, Piper, 160 Seiten, 15 EuroAnzahl: __

Amüsante Anekdoten über das Flüggewerden

Anzahl: __

So einfach ist Brot backen
Brot und Brötchen backen ist einfach und geht
oft sogar sehr schnell. Zusammengerührt sind
die meisten Teige in diesem Buch in zehn Minu-
ten, und ordentlich geknetet macht den ganzen
Rest der Backofen. Dann duftet es sooo köstlich!
Aber das Beste ist: Sie wissen genau, was in Ih-
rem Brot drin ist. Es enthält nur einfache, gute
Zutaten und kommt natürlich völlig ohne Kon-
servierungs- oder Füllstoffe aus. Einfach, lecker,
gesund und knusprig!

Gebunden, NGV, 112 Seiten, 7,99 Euro

Unkomplizierte Rezepte für Brot-Einsteiger

Anzahl: __
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das Bürgerforum hat sich 
nun zum ersten Mal getrof-
fen, um zu debattieren, ob 
der Weg zum Abitur in Ba-
den-Württemberg grund-
sätzlich weiterhin über das 
G8 laufen soll oder ob eine 
grundsätzliche Rückkehr be-
ziehungsweise eine Wahl-
möglichkeit zum G9 sinnvoll 
ist.

Die Idee eines Bürgerforums 
sieht auf den ersten Blick 
recht charmant aus. Vermit-
telt so ein Forum doch den 
Eindruck nach Basisdemo-
kratie. Bei einer wirklich 
wichtigen Frage soll das 
Volk gefragt beziehungs-
weise gehört werden. Mehr 
direkte Demokratie ist nur 
durch deutlich höheren Auf-
wand zu bewerkstelligen.

Schaut man sich jedoch die 
Umsetzung dieses Bürgerfo-
rums etwas genauer an und 
vor allem dessen Zweck, 
schwindet dieser gute erste 
Eindruck und Skepsis macht 
sich breit. So geht es zumin-
dest mir. Als Mitglieder und 
Diskutanten des Bürgerfo-
rums wurden 64 zufällig 
ausgewählte Bürgerinnen 
und Bürger in Baden-Würt-
temberg durch Auslosung 
bestimmt, die die Vielfalt 
der Bevölkerung in Baden-
Württemberg abbilden soll-
ten. Am Ende der Debatten 
soll das Forum Anfang De-
zember 2023 der Landesre-
gierung eine Empfehlung 
vorlegen ob acht oder neun 
Jahre gymnasiale Bildung im 
Land zum Abitur führen sol-
len. Diese Empfehlung ist 
aber völlig unverbindlich, 
das heißt, die Landesregie-
rung kann sie mit den altbe-
kannten Argumenten, ins-
besondere dass eine Rück-
kehr zum G9 ungefähr 1 400 
zusätzliche Stellen für Lehr-
kräfte kosten würde, ab-

schmettern oder zumindest 
auf unbestimmte Zeit ver-
schieben. 

Dass in Baden-Württem-
berg Lehrkräftemangel 
herrscht, ist nicht gerade 
neu. Das Kultusministerium 
hat darauf mit einem Maß-
nahmenkatalog reagiert, 
der jedoch zu großen Teilen 
unter Finanzierungsvorbe-
halt gestellt wurde. Für 
mich genau der falsche 
Weg. Wer jetzt an der Bil-
dung spart, riskiert den 
Wohlstand der Zukunft.

In den meisten übrigen Be-
reichen der öffentlichen 
Verwaltung sieht es in Be-
zug auf den Personalmangel 
kein bisschen besser aus. 
Egal ob in der Justiz, bei der 
Polizei, in der technischen 
Fachverwaltung oder in der 
Finanzverwaltung, überall 
werden händeringend qua-
lifizierte Leute gesucht. Die 
Stellen sind da, doch sie 
bleiben unbesetzt und das 
vorhandene Personal muss 
es ausbaden und büßen. 
Der Fachkräfte- und der Ar-
beitskräftemangel wird im-
mer größer. Qualifizierte 
Bewerberinnen und Bewer-
ber können es sich aussu-
chen, bei welchem Arbeit-
geber sie arbeiten wollen.

Der öffentliche Dienst ist als 
Arbeitgeber durchaus inter-
essant. Kaum ein anderer 
Arbeitgeber kann mit Sinn-

haftigkeit der Tätigkeit 
ernsthaft konkurrieren. 
Beim Gehalt muss man 
aber, verglichen mit der Pri-
vatwirtschaft, schon Abstri-
che machen und auch bei 
der Wochenarbeitszeit ha-
ben öffentlich Beschäftigte 
vielfach das Nachsehen.

Trotz elf Jahre anhaltender 
Konjunktur war man nicht 
bereit, die Wochenarbeits-
zeit, die 2003 aufgrund der 
Finanzkrise 2002 erhöht 
wurde, wieder zurückzufah-
ren und damit die Rahmen
bedingungen im öffentli-
chen Dienst attraktiver zu 
gestalten. Auf die Einfüh-
rung von Lebensarbeitszeit-
konten warten Beamtinnen 
und Beamte nun schon 
mehr als zehn Jahre. Zuge-
sagt sind sie uns schon lan-
ge, auf einen konkreten 
Zeitpunkt der Umsetzung 
warten wir noch immer. 

Am 26. Oktober 2023 be-
ginnt die erste Verhand-
lungsrunde des Tarifvertra-
ges der Länder (TV-L). Zwei 
Wochen davor, am 11. Okto-
ber 2023, werden wir in Ber-
lin unsere Tarifforderung be-
schließen. Die Inflation ist 
noch immer hoch und die 
Erwartungen der Tarifbe-
schäftigten, der Beamtin-
nen und Beamten sowie der 
Versorgungsempfängerin-
nen und Versorgungsemp-
fänger sind entsprechend. 
Zwei Jahre mit Reallohnver-
lusten müssen ausgeglichen 
werden. Sollte kein ordentli-
cher Abschluss mit entspre-
chender Eins-zu-eins-Über-

tragung auf die Beamten-
schaft und den Versor-
gungsbereich erzielt wer-
den, wird das Personalprob-
lem noch größer werden. 
Viele Kolleginnen und Kolle-
gen denken derzeit über ei-
nen Wechsel nach, und sei 
es auch nur zum Bund oder 
zu den Kommunen. Verden-
ken kann man es ihnen 
nicht. 

Wir werden zusammen mit 
dem dbb sowie unseren 
Fachgewerkschaften und 
Verbänden für einen guten 
Tarifabschluss kämpfen. Sei-
en Sie bereit und zeigen Sie 
als Tarifbeschäftigte den 
Mut zum Streik beziehungs-
weise zur Teilnahme an un-
seren Demos. Bei Letzteren 
rechnen wir auch mit unse-
ren Beamtinnen und Beam-
ten sowie den Versorgungs-
empfängerinnen und Ver-
sorgungsempfängern. Nur 
ein starker öffentlicher 
Dienst mit ausreichend Per-
sonal und fairer Bezahlung 
kann die Herausforderun-
gen meistern, die die Zu-
kunft zweifellos für uns  
bereithält.

Herzliche Grüße 

Ihr  
 

 
 
Kai Rosenberger

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, Aktuelles  
aus dem  
BBW Magazin

Seite 6 <
Einkommensrunde
TV-L 2023:

Jetzt gilt es,
Reallohnverlustezu kompensieren
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Vorschläge zur Bekämpfung des Lehrkräftemangels und zur Lehrkräftegewinnung

Attraktivitätssteigerung des Lehrerberufs darf
nicht am Geld scheitern – BBW fordert Taten
Der BBW fordert die Landesregierung auf, alle Möglichkeiten auszuschöpfen, um dem Lehrkräfte-
mangel wirksam zu begegnen. Maßnahmen wie die Rückholaktion pensionierter Lehrkräfte, die
Motivation von Teilzeitkräften zur Mehrarbeit oder das geplante Pilotprojekt Duales Lehramtsstu-
dium reichten nicht aus. Entscheidungen zur Attraktivitätssteigerung des Lehrerberufs unter Finan-
zierungsvorbehalt zu stellen, sei das falsche Signal, sagte BBW-Chef Kai Rosenberger am 13. Septem-
ber 2023 vor Vertreterinnen und Vertretern der Landespresse und forderte Taten.

Die Einführung von Lebens-
arbeitszeitkonten sei nur ein
Baustein imMaßnahmenkata-
log seiner Organisation. Vor
dem Hintergrund der kontinu-
ierlich wachsenden Zahl ge-
flüchteter Schülerinnen und
Schüler müsse auch umgehend
die Möglichkeit zur Einstellung
vollausgebildeter ausländischer
Lehrkräfte geschaffen werden,
betonte Rosenberger.

Zugleich erinnerte der BBW-
Vorsitzende daran, dass Lehr-
kräfte seit eh und je durch frei-
willige Mehrarbeit dort unter-
stützen, wo ein Mangel be-
steht. Dies belegten die hohen
Bugwellen an Mehrarbeits-
stunden, die Lehrerinnen und
Lehrer seit Jahren ansammel-
ten. Mit der längst überfälligen
Einführung von Lebensarbeits-
zeitkonten könnte endlich das
hohe Deputat baden-württem-
bergischer Lehrkräfte gesenkt
und ein rechtlicher Rahmen für
freiwillige Mehrarbeit geschaf-
fen werden, mahnte Rosenber-
ger. Notwendig seien zudem
verbesserte Rahmenbedingun-
gen für Lehrerinnen und Lehrer,
angemessene Gehälter und ein
Bündel weiterer Maßnahmen
für mehr Wertschätzung des
vorhandenen Personals, um
nachhaltig die Attraktivität des
Lehrerberufs zu stärken.

Einen entsprechenden Maß-
nahmenkatalog hat die BBW-
Kommission Bildung undWis-
senschaft (KBW) erarbeitet.
Vorgestellt wurde das Papier
von BBW-Vize Tina Stark, die

auch Vorsitzende der KBW ist.
Sie führte detailliert aus, was
aus Sicht des BBW falsch läuft
und was zu tun ist. Dem Kul-
tusministerium hielt die Kom-
missionsvorsitzende vor, es
habe zwar Maßnahmen zur
kurz- und langfristigen Lehr-
kräftegewinnung auf denWeg
gebracht, positive Neuerungen
allerdings nicht. Zugleich warf
sie demMinisterium vor, es
habe aufgrund von pauschalen
Einschränkungen in seinem
18-Punkte-Plan zur Unter-
richtsversorgung vom Frühjahr
2023 das Vertrauen der Lehr-
kräfte nachhaltig geschädigt.
Die verkündeten Einschränkun-
gen bei Teilzeit und Sabbatjahr
hätten allgemein zu großer
Verunsicherung und Frust auch
bei jenen geführt, die gar nicht
betroffen waren. Was bleibt,
sei die allgemeine Sorge, dass
sämtliche Teilzeitmöglichkei-
ten eingeschränkt werden, so

Tina Stark. Die KBW rate dem
Kultusministerium daher drin-
gend von weiteren Schnell-
schüssen ab und fordere die
Behörde auf, entsprechende
Maßnahmen im Vorfeld mit
den gewerkschaftlichen Ver-
tretungen der Betroffenen zu
erörtern, erklärte die Kommis-
sionsvorsitzende.

< Angemessene Bezahlung,
Beförderungs- und Ent-
wicklungsmöglichkeiten

Eine nachhaltige und langfris-
tig angelegte Einstellungspoli-
tik ist aus Sicht der KBW aus-
schlaggebend, um potenzielle
Nachwuchskräfte für den Leh-
rerberuf zu interessieren und
sie nach dem Studium als Lehr-
kräfte zu gewinnen. Dies kön-
ne jedoch nur gelingen, wenn
die Gehälter, die Beförderungs-
und die Entwicklungsmöglich-
keiten sowie die Arbeitsbedin-

gungen stimmen. Dies alles
lasse hierzulande allerdings zu
wünschen übrig.

Baden-Württemberg müsse im
Wettbewerb mit den Bundes-
ländern mitziehen, die ihre
Absicht bekundet haben, für
Lehrkräfte von Grund-, Haupt-,
Werkreal-, Real- und Gemein-
schaftsschulen die Besoldung
anzuheben. Ob die Besoldung
seit Inkrafttreten des Besol-
dungs- und Versorgungsände-
rungsgesetz 2022 (BVAnp-ÄG
2022) trotz Einführung des
Bürgergelds zum 1. Januar
2023 noch verfassungskon-
form ist, müsse die Überprü-
fung durch ein neues Verfah-
ren vor dem Bundesverfas-
sungsgericht erst noch zeigen,
sagte Tina Stark.

Klar und deutlich sind auch die
Forderungen der Kommission
zur Einstellung neuer Lehrkräf-
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< Bezogen vor Mitgliedern der Landespressekonferenz Position (von links): BBW-Chef Kai Rosenberger und die Vor-
sitzende der BBW-Kommission Bildung undWissenschaft und BBW-Vize, Tina Stark (BLV). Die Moderation hatte
Ruben Moratz (SWR) übernommen.
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te. Diese müsse zum Schuljah-
resbeginn, also zum 1. August,
erfolgen. Nur so könnten Refe-
rendarinnen und Referendare
gebunden und die Einstellung
mit Teilzeitdeputaten reduziert
werden. Daneben fordert die
KBW verbesserte Beförde-
rungsmöglichkeiten für Fach-
lehrkräfte für musisch-techni-
sche Fächer und Sonderpäda-
gogik sowie für Technische
Lehrkräfte.

< Arbeitsbedingungen
verbessern

Was die Arbeitsbedingungen
von Lehrkräften betrifft, liegt
aus Sicht der Kommission eini-
ges im Argen. Die wöchentli-
che Pflichtstundenzahl sei im
Vergleich zu anderen Bundes-
ländern hoch. Hinzu kämen
volle Klassen, Inklusion und

Migration sowie zunehmender
Aufwand für Verwaltungstä-
tigkeiten. Dies alles seien Her-
ausforderungen, die kaum
noch zu bewältigen sind, sagt
die Kommissionsvorsitzende.
Deshalb müssten Klassenteiler
und Höhe der Deputate auf
den Prüfstand, die Sinnhaftig-
keit von Verwaltungsaufgaben
überprüft und bei Bedarf zu-
sätzliches Personal zur Entlas-
tung der Lehrkräfte und Schul-
leitungen eingestellt werden.
Darüber hinaus fordert die
Kommission ein attraktives Al-
tersteilzeitmodell für alle Lehr-
kräfte, die Erhöhung der Al-
tersermäßigung und eine
deutliche Verbesserung der Ar-
beitsbedingungen. Austritte
aus dem Schuldienst und vor-
zeitige Pensionierungen könn-
ten dadurch vermieden wer-
den.

< Neue Impulse für die
Ausbildung und Bindung
von Beschäftigten

Neue Impulse brauche es auch
bei der Lehrkräfteausbildung,
damit diese unter anderem
auch den Anforderungen durch
die technischenWeiterent-
wicklungen gerecht wird. Ne-
ben einer besseren Abstim-
mung zwischen Kultus- und
Wissenschaftsministerium sei
es sinnvoll und zielführend,
hierbei auch die Seminare für
Ausbildung und Fortbildung
der Lehrkräfte einzubeziehen.
Die neuen dualen lehramtsbe-
zogenen Masterstudiengänge
zumWintersemester
2024/2025 bewertet die Kom-
mission positiv. Parallel dazu
fordert sie berufsbegleitende
Qualifizierungsmaßnahmen
für im Dienst befindliche Per-

sonen sowie die Abschaffung
bürokratischer Hürden für po-
tenzielle Direkteinsteiger. Ih-
nen müsse man attraktive An-
gebote machen. Lehrkräften
für Mangelfächer sollte man
konkurrenzfähige Zulagen an-
bieten, um einer Abwanderung
in die Privatwirtschaft vorzu-
beugen oder sie gar von dort
zu gewinnen, und ausländi-
schen Lehrkräften sei eine be-
rufsbegleitende Qualifizierung
zu ermöglichen. Zudem sei die
Vereinbarkeit von Familie und
Beruf durch Kooperationen
zwischen Kommunen und
Schulträgern zur Förderung der
Kinderbetreuung zu verbes-
sern, nicht zuletzt mit dem
Ziel, den Teilzeitanteil aus fa-
miliären Gründen zu reduzie-
ren und Lehrkräfte früher und
mit höherem Deputat zurück
an die Schulen zu bringen.

Gewalt gegen öffentlich Beschäftigte

BBW engagiert sich in interministerieller
Arbeitsgruppe und in Projektarbeit
Nicht zuletzt aufgrund zahlrei-
cher Studien und Untersuchun-
gen wurde deutlich, dass mehr
als die Hälfte aller Beschäftig-
ten im öffentlichen Dienst
schon einmal beleidigt wur-
den, jeder Vierte körperliche
Angriffe erlebt hat. Auch Be-
drohungen und andere Formen
von Aggression und Respekt-
losigkeit sind inzwischen im
Berufsalltag alltäglich.

Gewalt, Aggression und res-
pektloses Verhalten gegenüber
Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern des öffentlichen Diens-
tes haben ein besorgniserre-
gendes Niveau erreicht – Ten-
denz weiter steigend. Für man-
che Berufsgruppen ist die Situ-
ation mittlerweile unerträg-
lich. Nach einer gemeinsamen
Grundsatzerklärung des Innen-
ministeriums mit den gewerk-
schaftlichen Spitzenverbänden
und den kommunalen Landes-

verbänden wurde unter ande-
rem auch eine interministeriel-
le Arbeitsgruppe eingerichtet,
der der BBW angehört.

Am 14. September 2023 fand
im Innenministerium der zwei-

te Workshop dieser interminis-
teriellen Arbeitsgruppe zur
Erarbeitung einer ressortüber-
greifenden Landeskonzeption
zur Bekämpfung von Gewalt
und Übergriffen gegen öffentli-
che Beschäftigte statt. Hierbei

wurden unter anderem die Be-
schlussempfehlungen für die
Inhalte einer Landeskonzeption
erörtert und abgestimmt. Be-
vor diese Beschlüsse und die
Konzeption dem Lenkungs-
gremium vorgestellt werden,
muss noch eine Abstimmung
der beteiligten Ressorts erfol-
gen. Zu einem späteren Zeit-
punkt sollen die Ergebnisse
dann vom Kabinett gebilligt
werden.

Überdies hat die imMinisteri-
um des Inneren, für Digitalisie-
rung und Kommunen angesie-
delte Geschäftsstelle der
Gemeinsamen Zentralstelle für
Kommunale Kriminalpräven-
tion (GeZ KKP) gemeinsammit
Verbund- und assoziierten Part-
nern den Zuschlag für ein vom
Bund gefördertes und finan-
ziertes Forschungsprojekt er-
halten, um ein digitales Instru-
ment zur Erfassung von
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< Die Vertreterinnen des GeZKKP mit dem stellvertretenden Landesvor-
sitzenden des BBW (von links): Dr. Ines Hohendorf, Franziska Müller,
Joachim Lautensack, Antonia Klein
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Vorschläge zur Bekämpfung des Lehrkräftemangels und zur Lehrkräftegewinnung

Attraktivitätssteigerung des Lehrerberufs darf
nicht am Geld scheitern – BBW fordert Taten
Der BBW fordert die Landesregierung auf, alle Möglichkeiten auszuschöpfen, um dem Lehrkräfte-
mangel wirksam zu begegnen. Maßnahmen wie die Rückholaktion pensionierter Lehrkräfte, die
Motivation von Teilzeitkräften zur Mehrarbeit oder das geplante Pilotprojekt Duales Lehramtsstu-
dium reichten nicht aus. Entscheidungen zur Attraktivitätssteigerung des Lehrerberufs unter Finan-
zierungsvorbehalt zu stellen, sei das falsche Signal, sagte BBW-Chef Kai Rosenberger am 13. Septem-
ber 2023 vor Vertreterinnen und Vertretern der Landespresse und forderte Taten.

Die Einführung von Lebens-
arbeitszeitkonten sei nur ein
Baustein imMaßnahmenkata-
log seiner Organisation. Vor
dem Hintergrund der kontinu-
ierlich wachsenden Zahl ge-
flüchteter Schülerinnen und
Schüler müsse auch umgehend
die Möglichkeit zur Einstellung
vollausgebildeter ausländischer
Lehrkräfte geschaffen werden,
betonte Rosenberger.

Zugleich erinnerte der BBW-
Vorsitzende daran, dass Lehr-
kräfte seit eh und je durch frei-
willige Mehrarbeit dort unter-
stützen, wo ein Mangel be-
steht. Dies belegten die hohen
Bugwellen an Mehrarbeits-
stunden, die Lehrerinnen und
Lehrer seit Jahren ansammel-
ten. Mit der längst überfälligen
Einführung von Lebensarbeits-
zeitkonten könnte endlich das
hohe Deputat baden-württem-
bergischer Lehrkräfte gesenkt
und ein rechtlicher Rahmen für
freiwillige Mehrarbeit geschaf-
fen werden, mahnte Rosenber-
ger. Notwendig seien zudem
verbesserte Rahmenbedingun-
gen für Lehrerinnen und Lehrer,
angemessene Gehälter und ein
Bündel weiterer Maßnahmen
für mehr Wertschätzung des
vorhandenen Personals, um
nachhaltig die Attraktivität des
Lehrerberufs zu stärken.

Einen entsprechenden Maß-
nahmenkatalog hat die BBW-
Kommission Bildung undWis-
senschaft (KBW) erarbeitet.
Vorgestellt wurde das Papier
von BBW-Vize Tina Stark, die

auch Vorsitzende der KBW ist.
Sie führte detailliert aus, was
aus Sicht des BBW falsch läuft
und was zu tun ist. Dem Kul-
tusministerium hielt die Kom-
missionsvorsitzende vor, es
habe zwar Maßnahmen zur
kurz- und langfristigen Lehr-
kräftegewinnung auf denWeg
gebracht, positive Neuerungen
allerdings nicht. Zugleich warf
sie demMinisterium vor, es
habe aufgrund von pauschalen
Einschränkungen in seinem
18-Punkte-Plan zur Unter-
richtsversorgung vom Frühjahr
2023 das Vertrauen der Lehr-
kräfte nachhaltig geschädigt.
Die verkündeten Einschränkun-
gen bei Teilzeit und Sabbatjahr
hätten allgemein zu großer
Verunsicherung und Frust auch
bei jenen geführt, die gar nicht
betroffen waren. Was bleibt,
sei die allgemeine Sorge, dass
sämtliche Teilzeitmöglichkei-
ten eingeschränkt werden, so

Tina Stark. Die KBW rate dem
Kultusministerium daher drin-
gend von weiteren Schnell-
schüssen ab und fordere die
Behörde auf, entsprechende
Maßnahmen im Vorfeld mit
den gewerkschaftlichen Ver-
tretungen der Betroffenen zu
erörtern, erklärte die Kommis-
sionsvorsitzende.

< Angemessene Bezahlung,
Beförderungs- und Ent-
wicklungsmöglichkeiten

Eine nachhaltige und langfris-
tig angelegte Einstellungspoli-
tik ist aus Sicht der KBW aus-
schlaggebend, um potenzielle
Nachwuchskräfte für den Leh-
rerberuf zu interessieren und
sie nach dem Studium als Lehr-
kräfte zu gewinnen. Dies kön-
ne jedoch nur gelingen, wenn
die Gehälter, die Beförderungs-
und die Entwicklungsmöglich-
keiten sowie die Arbeitsbedin-

gungen stimmen. Dies alles
lasse hierzulande allerdings zu
wünschen übrig.

Baden-Württemberg müsse im
Wettbewerb mit den Bundes-
ländern mitziehen, die ihre
Absicht bekundet haben, für
Lehrkräfte von Grund-, Haupt-,
Werkreal-, Real- und Gemein-
schaftsschulen die Besoldung
anzuheben. Ob die Besoldung
seit Inkrafttreten des Besol-
dungs- und Versorgungsände-
rungsgesetz 2022 (BVAnp-ÄG
2022) trotz Einführung des
Bürgergelds zum 1. Januar
2023 noch verfassungskon-
form ist, müsse die Überprü-
fung durch ein neues Verfah-
ren vor dem Bundesverfas-
sungsgericht erst noch zeigen,
sagte Tina Stark.

Klar und deutlich sind auch die
Forderungen der Kommission
zur Einstellung neuer Lehrkräf-
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< Bezogen vor Mitgliedern der Landespressekonferenz Position (von links): BBW-Chef Kai Rosenberger und die Vor-
sitzende der BBW-Kommission Bildung undWissenschaft und BBW-Vize, Tina Stark (BLV). Die Moderation hatte
Ruben Moratz (SWR) übernommen.
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te. Diese müsse zum Schuljah-
resbeginn, also zum 1. August,
erfolgen. Nur so könnten Refe-
rendarinnen und Referendare
gebunden und die Einstellung
mit Teilzeitdeputaten reduziert
werden. Daneben fordert die
KBW verbesserte Beförde-
rungsmöglichkeiten für Fach-
lehrkräfte für musisch-techni-
sche Fächer und Sonderpäda-
gogik sowie für Technische
Lehrkräfte.

< Arbeitsbedingungen
verbessern

Was die Arbeitsbedingungen
von Lehrkräften betrifft, liegt
aus Sicht der Kommission eini-
ges im Argen. Die wöchentli-
che Pflichtstundenzahl sei im
Vergleich zu anderen Bundes-
ländern hoch. Hinzu kämen
volle Klassen, Inklusion und

Migration sowie zunehmender
Aufwand für Verwaltungstä-
tigkeiten. Dies alles seien Her-
ausforderungen, die kaum
noch zu bewältigen sind, sagt
die Kommissionsvorsitzende.
Deshalb müssten Klassenteiler
und Höhe der Deputate auf
den Prüfstand, die Sinnhaftig-
keit von Verwaltungsaufgaben
überprüft und bei Bedarf zu-
sätzliches Personal zur Entlas-
tung der Lehrkräfte und Schul-
leitungen eingestellt werden.
Darüber hinaus fordert die
Kommission ein attraktives Al-
tersteilzeitmodell für alle Lehr-
kräfte, die Erhöhung der Al-
tersermäßigung und eine
deutliche Verbesserung der Ar-
beitsbedingungen. Austritte
aus dem Schuldienst und vor-
zeitige Pensionierungen könn-
ten dadurch vermieden wer-
den.

< Neue Impulse für die
Ausbildung und Bindung
von Beschäftigten

Neue Impulse brauche es auch
bei der Lehrkräfteausbildung,
damit diese unter anderem
auch den Anforderungen durch
die technischenWeiterent-
wicklungen gerecht wird. Ne-
ben einer besseren Abstim-
mung zwischen Kultus- und
Wissenschaftsministerium sei
es sinnvoll und zielführend,
hierbei auch die Seminare für
Ausbildung und Fortbildung
der Lehrkräfte einzubeziehen.
Die neuen dualen lehramtsbe-
zogenen Masterstudiengänge
zumWintersemester
2024/2025 bewertet die Kom-
mission positiv. Parallel dazu
fordert sie berufsbegleitende
Qualifizierungsmaßnahmen
für im Dienst befindliche Per-

sonen sowie die Abschaffung
bürokratischer Hürden für po-
tenzielle Direkteinsteiger. Ih-
nen müsse man attraktive An-
gebote machen. Lehrkräften
für Mangelfächer sollte man
konkurrenzfähige Zulagen an-
bieten, um einer Abwanderung
in die Privatwirtschaft vorzu-
beugen oder sie gar von dort
zu gewinnen, und ausländi-
schen Lehrkräften sei eine be-
rufsbegleitende Qualifizierung
zu ermöglichen. Zudem sei die
Vereinbarkeit von Familie und
Beruf durch Kooperationen
zwischen Kommunen und
Schulträgern zur Förderung der
Kinderbetreuung zu verbes-
sern, nicht zuletzt mit dem
Ziel, den Teilzeitanteil aus fa-
miliären Gründen zu reduzie-
ren und Lehrkräfte früher und
mit höherem Deputat zurück
an die Schulen zu bringen.

Gewalt gegen öffentlich Beschäftigte

BBW engagiert sich in interministerieller
Arbeitsgruppe und in Projektarbeit
Nicht zuletzt aufgrund zahlrei-
cher Studien und Untersuchun-
gen wurde deutlich, dass mehr
als die Hälfte aller Beschäftig-
ten im öffentlichen Dienst
schon einmal beleidigt wur-
den, jeder Vierte körperliche
Angriffe erlebt hat. Auch Be-
drohungen und andere Formen
von Aggression und Respekt-
losigkeit sind inzwischen im
Berufsalltag alltäglich.

Gewalt, Aggression und res-
pektloses Verhalten gegenüber
Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern des öffentlichen Diens-
tes haben ein besorgniserre-
gendes Niveau erreicht – Ten-
denz weiter steigend. Für man-
che Berufsgruppen ist die Situ-
ation mittlerweile unerträg-
lich. Nach einer gemeinsamen
Grundsatzerklärung des Innen-
ministeriums mit den gewerk-
schaftlichen Spitzenverbänden
und den kommunalen Landes-

verbänden wurde unter ande-
rem auch eine interministeriel-
le Arbeitsgruppe eingerichtet,
der der BBW angehört.

Am 14. September 2023 fand
im Innenministerium der zwei-

te Workshop dieser interminis-
teriellen Arbeitsgruppe zur
Erarbeitung einer ressortüber-
greifenden Landeskonzeption
zur Bekämpfung von Gewalt
und Übergriffen gegen öffentli-
che Beschäftigte statt. Hierbei

wurden unter anderem die Be-
schlussempfehlungen für die
Inhalte einer Landeskonzeption
erörtert und abgestimmt. Be-
vor diese Beschlüsse und die
Konzeption dem Lenkungs-
gremium vorgestellt werden,
muss noch eine Abstimmung
der beteiligten Ressorts erfol-
gen. Zu einem späteren Zeit-
punkt sollen die Ergebnisse
dann vom Kabinett gebilligt
werden.

Überdies hat die imMinisteri-
um des Inneren, für Digitalisie-
rung und Kommunen angesie-
delte Geschäftsstelle der
Gemeinsamen Zentralstelle für
Kommunale Kriminalpräven-
tion (GeZ KKP) gemeinsammit
Verbund- und assoziierten Part-
nern den Zuschlag für ein vom
Bund gefördertes und finan-
ziertes Forschungsprojekt er-
halten, um ein digitales Instru-
ment zur Erfassung von

©
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< Die Vertreterinnen des GeZKKP mit dem stellvertretenden Landesvor-
sitzenden des BBW (von links): Dr. Ines Hohendorf, Franziska Müller,
Joachim Lautensack, Antonia Klein
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Regionalkonferenz in Stuttgart zur Einkommensrunde TV-L 2023

BBW-Chef: Jetzt gilt es, Reallohnverluste
der vergangenen Jahre zu kompensieren
Personalmangel, wohin das
Auge reicht – im Vorfeld der
Einkommensrunde TV-L haben
Fachgewerkschaften aus Ba-
den-Württemberg Probleme
erörtert und Lösungen bespro-
chen.

„Der Personalmangel ist mitt-
lerweile in fast allen Bereichen
des öffentlichen Dienstes un-
übersehbar“, sagte Volker Ge-
yer, dbb Tarifchef, auf der drit-
ten dbb Regionalkonferenz in
Stuttgart am 12. September
2023. Dies führe dazu, dass sich
die Servicequalität für die Bür-
gerinnen und Bürger ver-
schlechtert. „Wenn der öffent-
liche Dienst Personal gewinnen
und halten will, ist die Bezah-
lung ein ganz entscheidender
Faktor. Das bei der Arbeitge-
berseite durchzusetzen und
dort gar auf Verständnis zu
stoßen, wird nicht einfach. Wir
werden ordentlich Druck ma-
chen müssen“, betonte Geyer.

Auch BBW-Chef Kai Rosenber-
ger verwies auf den Fach- und
Arbeitskräftemangel, der
schon heute historische Aus-
maße angenommen habe und
sich noch deutlich ausweiten
werde, und warnte: „Krisen
und Transformation werden

nicht die Ausnahme darstellen,
sondern zur Regel werden.“ Die
Digitalisierung könne zwar hel-
fen, den Personalmangel abzu-
mildern, doch ein Allheilmittel
sei sie nicht. Worauf sich der
öffentliche Dienst einstellen
muss, zeigten beispielsweise
Prognosen für die Steuerver-
waltung auf. Demnach werde
dieser im Jahr 2030 rund 30
Prozent weniger Beschäftigte
zur Verfügung stehen. Auf sol-
che Prognosen gelte es jetzt zu
reagieren, mahnte Rosenber-
ger. Die öffentlichen Arbeitge-
ber und Dienstherren dürften

Gewaltvorfällen gegen Be-
schäftigte des öffentlichen
Dienstes in Baden-Württem-
berg zu entwickeln (Projekt
InGe). Weder in Baden-Würt-
temberg noch deutschlandweit
existiert derzeit solch ein um-
fassendes Lagebild zur Erhe-
bung physischer und psychi-
scher Gewalt gegen Beschäf-
tigte des öffentlichen Dienstes.
Nicht zuletzt vonseiten der Ge-
werkschaften und Verbände
wurde auf diesenMangel stän-

dig hingewiesen. Die Interessen
des BBW – Beamtenbund Tarif-
union und seiner Mitglieder
vertritt in dieser interministeri-
ellen Arbeitsgruppe sowie im
Projekt InGe der stellvertreten-
de Landesvorsitzende Joachim
Lautensack. „Die Erwartungs-
haltung der Kolleginnen und
Kollegen ist berechtigterweise
hoch und der Druck enorm“,
sagt Lautensack. Sorgen berei-
tet nicht nur dem BBW, dass
die Folgefinanzierung des Pro-

jekts nach dem Auslaufen der
Bundesförderung sowie auch
die Finanzierung einer neu zu
schaffenden zentralen, landes-
weiten Ansprechstelle für Ge-
waltpräventionmit qualifizier-
tem Personal und den notwen-
digen finanziellen Mitteln noch
nicht gesichert ist. „Wenn die
Fortführung des InGe-Projekts
oder die Empfehlungen der in-
terministeriellen Arbeitsgruppe
nicht finanziell gesichert wer-
den oder die dringend notwen-

digenMaßnahmen nur irgend-
wo auf bestehende Strukturen
der Verwaltungen draufgesat-
telt werden, dann wäre dies ein
Beweis dafür, dass der Schutz
der Mitarbeiterinnen undMit-
arbeiter in Baden-Württem-
berg nichts kosten darf und
dass damit alle politischen Be-
kundungen wieder einmal
nichts anderes außer heiße
Luft gewesen wären“, so Joa-
chim Lautensack am Ende des
konstruktivenWorkshops.

< BBW-Chef Kai Rosenberger bezieht Position.

< Volker Geyer, dbb Tarifchef (Mitte), mit BBW-Vorsitzendem Kai Rosenber-
ger (rechts) und BBW-Vize Joachim Lautensack (links)
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nicht nur versuchen, die offe-
nen und durch Altersabgänge
freiwerdenden Stellen neu zu
besetzen, sondern müssten
verstärkte Anstrengungen un-
ternehmen, um ihre Beschäf-
tigten zu halten. Dabei spielten
die Gehälter eine entscheiden-
de Rolle. Ob die Gehälter ange-
messen sind, darüber entschei-
de letztlich der Markt, sagte
der BBW-Vorsitzende und un-
terstrich: „Bei den anstehen-
den Tarifverhandlungen zum
TV-L müssen wir die Chance
nutzen, die Reallohnverluste

der vergangenen zwei Jahre zu
kompensieren und faire Bedin-
gungen für die Beschäftigten
im öffentlichen Dienst sicher-
zustellen.“

Philipp Weimann, Bundesju-
gendsprecher der Gewerk-
schaft Strafvollzug (BSBD), be-
tonte: „Die Auswirkungen der
Inflation müssen bei der Ge-
haltsstruktur berücksichtigt
werden.“ Edmund Schuler,
Bundestarifbeauftragter der
Deutschen Polizeigesellschaft
(DPolG), pflichtete ihm bei:

„Endlich beginnen die Tarifver-
handlungen zum TV-L. Die
hohe Inflation zieht uns schon
viel zu lange das Geld aus der
Tasche. Egal, ob Miete, Strom
oder Lebensmittel, die Preise
sind extrem gestiegen“ – es sei
höchste Zeit für ordentliche
Lohnzuwächse.

Die endgültigen Forderungen
des dbb für die Einkommens-
runde werden am 11. Oktober
2023 in Berlin beschlossen. Es
sind drei Verhandlungsrunden
für den 26. Oktober 2023, den

2. bis 3. November 2023 sowie
den 7. bis 9. Dezember 2023
vereinbart. Betroffen sind etwa
3,5 Millionen Beschäftigte: Di-

rekt ca. 1,1 Millionen Tarif-
beschäftigte der Bundesländer
(außer Hessen), indirekt ca. 1,4
Millionen Beamtinnen und
Beamte der entsprechenden
Länder und Kommunen sowie
rund eine Million Versorgungs-
empfängerinnen und Versor-
gungsempfänger.

< Kritisch nachgefragt

< BBW-Vize Alexander Schmid
meldet sich zuWort.

< Der Tarifchef des dbb (links) steht Rede und Antwort.

< Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Regionaltagung
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Regionalkonferenz in Stuttgart zur Einkommensrunde TV-L 2023

BBW-Chef: Jetzt gilt es, Reallohnverluste
der vergangenen Jahre zu kompensieren
Personalmangel, wohin das
Auge reicht – im Vorfeld der
Einkommensrunde TV-L haben
Fachgewerkschaften aus Ba-
den-Württemberg Probleme
erörtert und Lösungen bespro-
chen.

„Der Personalmangel ist mitt-
lerweile in fast allen Bereichen
des öffentlichen Dienstes un-
übersehbar“, sagte Volker Ge-
yer, dbb Tarifchef, auf der drit-
ten dbb Regionalkonferenz in
Stuttgart am 12. September
2023. Dies führe dazu, dass sich
die Servicequalität für die Bür-
gerinnen und Bürger ver-
schlechtert. „Wenn der öffent-
liche Dienst Personal gewinnen
und halten will, ist die Bezah-
lung ein ganz entscheidender
Faktor. Das bei der Arbeitge-
berseite durchzusetzen und
dort gar auf Verständnis zu
stoßen, wird nicht einfach. Wir
werden ordentlich Druck ma-
chen müssen“, betonte Geyer.

Auch BBW-Chef Kai Rosenber-
ger verwies auf den Fach- und
Arbeitskräftemangel, der
schon heute historische Aus-
maße angenommen habe und
sich noch deutlich ausweiten
werde, und warnte: „Krisen
und Transformation werden

nicht die Ausnahme darstellen,
sondern zur Regel werden.“ Die
Digitalisierung könne zwar hel-
fen, den Personalmangel abzu-
mildern, doch ein Allheilmittel
sei sie nicht. Worauf sich der
öffentliche Dienst einstellen
muss, zeigten beispielsweise
Prognosen für die Steuerver-
waltung auf. Demnach werde
dieser im Jahr 2030 rund 30
Prozent weniger Beschäftigte
zur Verfügung stehen. Auf sol-
che Prognosen gelte es jetzt zu
reagieren, mahnte Rosenber-
ger. Die öffentlichen Arbeitge-
ber und Dienstherren dürften

Gewaltvorfällen gegen Be-
schäftigte des öffentlichen
Dienstes in Baden-Württem-
berg zu entwickeln (Projekt
InGe). Weder in Baden-Würt-
temberg noch deutschlandweit
existiert derzeit solch ein um-
fassendes Lagebild zur Erhe-
bung physischer und psychi-
scher Gewalt gegen Beschäf-
tigte des öffentlichen Dienstes.
Nicht zuletzt vonseiten der Ge-
werkschaften und Verbände
wurde auf diesenMangel stän-

dig hingewiesen. Die Interessen
des BBW – Beamtenbund Tarif-
union und seiner Mitglieder
vertritt in dieser interministeri-
ellen Arbeitsgruppe sowie im
Projekt InGe der stellvertreten-
de Landesvorsitzende Joachim
Lautensack. „Die Erwartungs-
haltung der Kolleginnen und
Kollegen ist berechtigterweise
hoch und der Druck enorm“,
sagt Lautensack. Sorgen berei-
tet nicht nur dem BBW, dass
die Folgefinanzierung des Pro-

jekts nach dem Auslaufen der
Bundesförderung sowie auch
die Finanzierung einer neu zu
schaffenden zentralen, landes-
weiten Ansprechstelle für Ge-
waltpräventionmit qualifizier-
tem Personal und den notwen-
digen finanziellen Mitteln noch
nicht gesichert ist. „Wenn die
Fortführung des InGe-Projekts
oder die Empfehlungen der in-
terministeriellen Arbeitsgruppe
nicht finanziell gesichert wer-
den oder die dringend notwen-

digenMaßnahmen nur irgend-
wo auf bestehende Strukturen
der Verwaltungen draufgesat-
telt werden, dann wäre dies ein
Beweis dafür, dass der Schutz
der Mitarbeiterinnen undMit-
arbeiter in Baden-Württem-
berg nichts kosten darf und
dass damit alle politischen Be-
kundungen wieder einmal
nichts anderes außer heiße
Luft gewesen wären“, so Joa-
chim Lautensack am Ende des
konstruktivenWorkshops.

< BBW-Chef Kai Rosenberger bezieht Position.

< Volker Geyer, dbb Tarifchef (Mitte), mit BBW-Vorsitzendem Kai Rosenber-
ger (rechts) und BBW-Vize Joachim Lautensack (links)
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nicht nur versuchen, die offe-
nen und durch Altersabgänge
freiwerdenden Stellen neu zu
besetzen, sondern müssten
verstärkte Anstrengungen un-
ternehmen, um ihre Beschäf-
tigten zu halten. Dabei spielten
die Gehälter eine entscheiden-
de Rolle. Ob die Gehälter ange-
messen sind, darüber entschei-
de letztlich der Markt, sagte
der BBW-Vorsitzende und un-
terstrich: „Bei den anstehen-
den Tarifverhandlungen zum
TV-L müssen wir die Chance
nutzen, die Reallohnverluste

der vergangenen zwei Jahre zu
kompensieren und faire Bedin-
gungen für die Beschäftigten
im öffentlichen Dienst sicher-
zustellen.“

Philipp Weimann, Bundesju-
gendsprecher der Gewerk-
schaft Strafvollzug (BSBD), be-
tonte: „Die Auswirkungen der
Inflation müssen bei der Ge-
haltsstruktur berücksichtigt
werden.“ Edmund Schuler,
Bundestarifbeauftragter der
Deutschen Polizeigesellschaft
(DPolG), pflichtete ihm bei:

„Endlich beginnen die Tarifver-
handlungen zum TV-L. Die
hohe Inflation zieht uns schon
viel zu lange das Geld aus der
Tasche. Egal, ob Miete, Strom
oder Lebensmittel, die Preise
sind extrem gestiegen“ – es sei
höchste Zeit für ordentliche
Lohnzuwächse.

Die endgültigen Forderungen
des dbb für die Einkommens-
runde werden am 11. Oktober
2023 in Berlin beschlossen. Es
sind drei Verhandlungsrunden
für den 26. Oktober 2023, den

2. bis 3. November 2023 sowie
den 7. bis 9. Dezember 2023
vereinbart. Betroffen sind etwa
3,5 Millionen Beschäftigte: Di-

rekt ca. 1,1 Millionen Tarif-
beschäftigte der Bundesländer
(außer Hessen), indirekt ca. 1,4
Millionen Beamtinnen und
Beamte der entsprechenden
Länder und Kommunen sowie
rund eine Million Versorgungs-
empfängerinnen und Versor-
gungsempfänger.

< Kritisch nachgefragt

< BBW-Vize Alexander Schmid
meldet sich zuWort.

< Der Tarifchef des dbb (links) steht Rede und Antwort.

< Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Regionaltagung
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Landesseniorentagung 2023 – Joachim Lautensack löst Waldemar Futter ab

Wechsel an der Spitze und im Vorstands-
gremium der Landesseniorenvertretung
33 Delegierte – alles engagierte lebens-, berufs- und gewerkschaftserfahrene Seniorenvertreterinnen
und Seniorenvertreter aus den BBW-Landesfachverbänden der Polizei, dem Schul- und Hochschul-
bereich, der Steuerverwaltung, der Justiz, des Seniorenverbands öffentlicher Dienst … bis hin zum
Bundesfachverband aus dem Zoll – nahmen an der Landesseniorentagung der BBW-Landessenioren-
vertretung im Neubau des GastgebersWüstenrot Bausparkasse in Kornwestheim teil.

Kai Rosenberger, der BBW-Vor-
sitzende, gab seinen Seniorin-
nen und Senioren wie immer
die Ehre und informierte über
die aktuellen Herausforderun-
gen für den Beamtenbund im
Land und im Bund.

Hans-Joachim Quast, der Ver-
treter des „Hausherrn und
Partner“ im dbb vorsorgewerk,
begrüßte alle Teilnehmenden
sehr herzlich und informierte
sie über die finanziellen Vortei-
le des Bausparens beimMarkt-
führer Wüstenrot für Mitglie-
der im BBW und ihre Kinder,
über das neue „Heizungsge-
setz“, über die Kreditfähigkeit
älterer Menschen bei Wüsten-
rot ….

Kai Rosenberger hielt die „Fest-
rede“: Er informierte die Dele-
gierten sach- und detailkundig
über den Fach- und Arbeits-
kräftemangel, die Auswirkun-
gen der künstlichen Intelligenz
auf den öffentlichen Dienst,
die zunehmende Mobilität der
Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer, den ständigen
Kampf um einen gerechten Ta-
riflohn, eine angemessene Ali-
mentation für Besoldungs- und
Versorgungsberechtigte, die
anstehende Klagen, des Rich-
terbunds, über den juristischen
Kampf der GEW für das Streik-
recht für Beamtinnen und
Beamte, den der BBW ablehnt,
über das das vorbildliche duale
Krankenversicherungssystem

untergrabende Hamburger
Modell, über das Sonderver-
mögen zur Unterstützung des
Landeshaushalts bei künftigen
Pensionszahlungen … Der Dank
an den Vorstand der BBW-Lan-
desseniorenvertretung und für
die exzellente Zusammenar-
beit mit Waldemar Futter und
Joachim Lautensack, den aktu-
ellen Vorsitzenden im Senio-
renverband und Mitglied in der
Landesleitung, mündete in ei-
nen flammenden Appell an die
Pensionärinnen und Pensionä-
re: „Nehmt teil an den gewerk-
schaftlichen Kampfmaßnah-
men im Herbst! Legt damit den
Grundstein für einen guten Ab-
schluss im TV-L und eine voll-
ständige Übertragung auf die
Besoldungs- und Versorgungs-
berechtigten! Denn wir haben
es redlich verdient!“

< BBW-Chef Kai Rosenberger (Mitte) mit dem bisherigen Vorsitzenden der
BBW-Landesseniorenvertretung, Waldemar Futter (rechts), und seinem
Nachfolger Joachim Lautensack (links)

< Das neue Vorstandsgremium (von links): Anni Combé-Walter (BLV), stellvertretende Vorsitzende; Vorsitzender Jo-
achim Lautensack (DPolG); Rosemarie Hanesch (Seniorenverband), stellvertretende Vorsitzende; Dorothea Faisst-
Steigleder (DSTG), 1. stellvertretende Vorsitzende; BBW-Chef Kai Rosenberger; Rudolf Forcher (VdV), stellvertre-
tender Vorsitzender
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Waldemar Futter berichtete
über die Arbeit des Vorstands
der BBW-Landesseniorenver-
tretung auf der Grundlage der
BBW-Richtlinien für diese Auf-
gabe in der abgelaufenen
Wahlperiode 2018 bis 2023. Er-
folge gab es im BBW: Die Anlie-
gen der Seniorinnen und Senio-
ren wurden vom Vorsitzenden
und der Landesleitung stets
gehört und erhört sowie tat-
kräftig unterstützt. Die Lan-
desseniorenvertretung hat für
ihre Anliegen ein Vortragsrecht
in der Landesleitung. Erfolge
gab es auch im dbb, maßgeb-
lich herbeigeführt durch die
baden-württembergischen De-
legierten: Die Bundessenioren-
vertretung hat jetzt jeweils ei-
nen Sitz mit beratender Stim-
me in der Bundesleitung und in
der Bundestarifkommission.
Die Bundesehrennadelträger,
darunter auch Horst Bäuerle,
werden wieder wertgeschätzt,
und die Mitglieder der dbb
bundesseniorenvertretung
nehmen auf Kosten des dbb an
der dbb Jahrestagung „Bad
Köln“ teil.

Die Coronapandemie warf
dunkle Schatten, erschwerte
die Arbeit erheblich und ver-
hinderte über zwei Jahre hin-

weg Präsenzveranstaltungen,
die nur teilweise durch digitale
Formate ersetzt werden konn-
ten. Die Vorsicht des Vorstands
wurde belohnt: Keine Erkran-
kung, kein Todesfall infolge sei-
ner Entscheidungen. Der Vor-
stand wurde ohne Gegenstim-
men unter Beifall entlastet.

Drei Mitglieder des Vorstands
beendeten ihre Arbeit in der
Landesseniorenvertretung:
Waldemar Futter, Bernhard
Freund und Siegfried Zeiher.
Sie verabschiedeten sich
selbstbestimmt, aber schweren
Herzens und schweren Fußes
unter dem Beifall der Delegier-
ten. Der Abschied wurde ihnen
jedoch sehr erleichtert: Denn
die Arbeit geht unvermindert
mit hoher Schlagkraft und
Schlagzahl weiter.

Joachim Lautensack, ehemali-
ger Vorsitzender der DPolG,
aktueller Vorsitzender des Se-
niorenverbands öffentlicher
Dienst BW, mehrfach schon
Stellvertreter in der Landeslei-
tung des BBW unter Volker
Stich und Kai Rosenberger,
bestens vernetzt mit der Lan-
despolitik und den Spitzen in
Ministerien und Zentralbehör-
den des Landes, stellte sich zur

Wahl, wurde einstimmig und
unter Applaus zum neuen Vor-
sitzenden gewählt. Dorothea
Faisst-Steigleder aus der DSTG,
erfahrene Tarifvertreterin in
Bund und Land, Frau der ersten
Stunde in Organen der Perso-
nalvertretung, in der Landes-
seniorenvertretung, „16-Ende-
rin“ in fast allen Belangen des
Beamtenbunds, bekannt „wie
ein bunter Hund“ und bestens
vernetzt, stellte sich wieder
zur Wahl, wurde einstimmig
und unter Applaus zur 1. stell-
vertretenden Vorsitzenden ge-
wählt. Anni Combé-Walter aus
dem BLV, Rudolf Forcher aus
dem VdV und Rosemarie Ha-
nesch aus dem Seniorenver-
band, alle drei hoch kompetent
durch ihre Lebenserfahrung
und bestens vernetzt durch
ihre bisherigen Laufbahnen im
Beruf, in den Fachverbänden,
kandidierten als Stellvertreter,
wurden einstimmig und unter
Applaus gewählt. Alle nahmen
die offene Wahl an und freuen
sich auf die Aufgabe. Kai Ro-
senberger gratulierte und
freut sich auf die Zusammen-
arbeit.

Joachim Lautensack skizzierte
in seiner Antrittsrede
schwungvoll und engagiert die

Schwerpunkte seiner neuen
Arbeit als Landesvorsitzender
der BBW-Landesseniorenver-
tretung, bot gute Kooperation
mit dem BBW-Vorsitzenden,
der Landesleitung, den Landes-
fachverbänden und dem Senio-
renverband an. In der diszipli-
nierten Aussprache beklagten
die Delegierten vor allem die
überlangen, ja unzumutbaren
Bearbeitungszeiten in der Bei-
hilfe durch das LBV und neuer-
dings auch durch den KVBW.
Neue Varianten von möglichen
Maßnahmen, die zur Abhilfe
führen könnten, wurden disku-
tiert. Joachim Lautensack infor-
mierte kenntnisreich über den
aktuellen Stand und über die
bereits laufenden Maßnahmen
sowie über neue Initiativen des
BBW, der BBW-Landessenio-
renvertretung und des Senio-
renverbands. Mit seinem Dank
anWaldemar Futter und die
bisherigen Mitglieder der BBW-
Landesseniorenvertretung be-
endete er unter langanhalten-
dem Beifall die Landessenio-
rentagung 2023 pünktlich wie
geplant.

Waldemar Futter

Neubesetzung des Normenkontrollrats

Freiburger Ex-OBwird
neuer Vorsitzender
Das Land hat die Neubeset-
zung und inhaltliche Neuaus-
richtung des Normenkontroll-
rates Baden-Württemberg
beschlossen. Der frühere Frei-
burger Oberbürgermeister
Dieter Salomon (Grüne) wird
neuer Vorsitzender des Gremi-
ums, das für weniger Bürokra-
tie in Baden-Württemberg
sorgen soll. Ministerpräsident
Winfried Kretschmann be-

zeichnete Salomon als „Ideal-
besetzung“. Er wisse, woWirt-
schaft, Verwaltung und Pri-
vatpersonen durch Bürokratie
belastet sind, so der Regie-
rungschef.

In dem neuen Gremium soll es
anders als bisher frühzeitig um
Praxischecks bei neuen Rege-
lungen gehen. Auch soll der
neue Rat enger in die Aktivitä-

ten der Regierung eingebun-
den werden. „Wir wollen weg
von einem Kontrollgremium
hin zu einem echten
Beratungsgremium“, sagte
Kretschmann und wies darauf
hin, dass sich der neue Nor-
menkontrollrat mit seiner Ex-
pertise auch in die Entlas-
tungsallianz einbringen werde.
Dem neuen Normenkontroll-
rat gehören neben Salomon

auch Susanne Herre, Hauptge-
schäftsführerin der IHK Region
Stuttgart, Alexander Kozel,
Bürgermeister in Knittlingen,
Margret Mergen, Ex-OB von
Baden-Baden, Adrian Probst,
Bürgermeister St. Blasiens,
und Dorothea Störr-Ritter,
Landrätin des Landkreises
Breisgau-Hochschwarzwald
und Mitglied im Nationalen
Normenkontrollrat, an.
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Landesseniorentagung 2023 – Joachim Lautensack löst Waldemar Futter ab

Wechsel an der Spitze und im Vorstands-
gremium der Landesseniorenvertretung
33 Delegierte – alles engagierte lebens-, berufs- und gewerkschaftserfahrene Seniorenvertreterinnen
und Seniorenvertreter aus den BBW-Landesfachverbänden der Polizei, dem Schul- und Hochschul-
bereich, der Steuerverwaltung, der Justiz, des Seniorenverbands öffentlicher Dienst … bis hin zum
Bundesfachverband aus dem Zoll – nahmen an der Landesseniorentagung der BBW-Landessenioren-
vertretung im Neubau des GastgebersWüstenrot Bausparkasse in Kornwestheim teil.

Kai Rosenberger, der BBW-Vor-
sitzende, gab seinen Seniorin-
nen und Senioren wie immer
die Ehre und informierte über
die aktuellen Herausforderun-
gen für den Beamtenbund im
Land und im Bund.

Hans-Joachim Quast, der Ver-
treter des „Hausherrn und
Partner“ im dbb vorsorgewerk,
begrüßte alle Teilnehmenden
sehr herzlich und informierte
sie über die finanziellen Vortei-
le des Bausparens beimMarkt-
führer Wüstenrot für Mitglie-
der im BBW und ihre Kinder,
über das neue „Heizungsge-
setz“, über die Kreditfähigkeit
älterer Menschen bei Wüsten-
rot ….

Kai Rosenberger hielt die „Fest-
rede“: Er informierte die Dele-
gierten sach- und detailkundig
über den Fach- und Arbeits-
kräftemangel, die Auswirkun-
gen der künstlichen Intelligenz
auf den öffentlichen Dienst,
die zunehmende Mobilität der
Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer, den ständigen
Kampf um einen gerechten Ta-
riflohn, eine angemessene Ali-
mentation für Besoldungs- und
Versorgungsberechtigte, die
anstehende Klagen, des Rich-
terbunds, über den juristischen
Kampf der GEW für das Streik-
recht für Beamtinnen und
Beamte, den der BBW ablehnt,
über das das vorbildliche duale
Krankenversicherungssystem

untergrabende Hamburger
Modell, über das Sonderver-
mögen zur Unterstützung des
Landeshaushalts bei künftigen
Pensionszahlungen … Der Dank
an den Vorstand der BBW-Lan-
desseniorenvertretung und für
die exzellente Zusammenar-
beit mit Waldemar Futter und
Joachim Lautensack, den aktu-
ellen Vorsitzenden im Senio-
renverband und Mitglied in der
Landesleitung, mündete in ei-
nen flammenden Appell an die
Pensionärinnen und Pensionä-
re: „Nehmt teil an den gewerk-
schaftlichen Kampfmaßnah-
men im Herbst! Legt damit den
Grundstein für einen guten Ab-
schluss im TV-L und eine voll-
ständige Übertragung auf die
Besoldungs- und Versorgungs-
berechtigten! Denn wir haben
es redlich verdient!“

< BBW-Chef Kai Rosenberger (Mitte) mit dem bisherigen Vorsitzenden der
BBW-Landesseniorenvertretung, Waldemar Futter (rechts), und seinem
Nachfolger Joachim Lautensack (links)

< Das neue Vorstandsgremium (von links): Anni Combé-Walter (BLV), stellvertretende Vorsitzende; Vorsitzender Jo-
achim Lautensack (DPolG); Rosemarie Hanesch (Seniorenverband), stellvertretende Vorsitzende; Dorothea Faisst-
Steigleder (DSTG), 1. stellvertretende Vorsitzende; BBW-Chef Kai Rosenberger; Rudolf Forcher (VdV), stellvertre-
tender Vorsitzender
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Waldemar Futter berichtete
über die Arbeit des Vorstands
der BBW-Landesseniorenver-
tretung auf der Grundlage der
BBW-Richtlinien für diese Auf-
gabe in der abgelaufenen
Wahlperiode 2018 bis 2023. Er-
folge gab es im BBW: Die Anlie-
gen der Seniorinnen und Senio-
ren wurden vom Vorsitzenden
und der Landesleitung stets
gehört und erhört sowie tat-
kräftig unterstützt. Die Lan-
desseniorenvertretung hat für
ihre Anliegen ein Vortragsrecht
in der Landesleitung. Erfolge
gab es auch im dbb, maßgeb-
lich herbeigeführt durch die
baden-württembergischen De-
legierten: Die Bundessenioren-
vertretung hat jetzt jeweils ei-
nen Sitz mit beratender Stim-
me in der Bundesleitung und in
der Bundestarifkommission.
Die Bundesehrennadelträger,
darunter auch Horst Bäuerle,
werden wieder wertgeschätzt,
und die Mitglieder der dbb
bundesseniorenvertretung
nehmen auf Kosten des dbb an
der dbb Jahrestagung „Bad
Köln“ teil.

Die Coronapandemie warf
dunkle Schatten, erschwerte
die Arbeit erheblich und ver-
hinderte über zwei Jahre hin-

weg Präsenzveranstaltungen,
die nur teilweise durch digitale
Formate ersetzt werden konn-
ten. Die Vorsicht des Vorstands
wurde belohnt: Keine Erkran-
kung, kein Todesfall infolge sei-
ner Entscheidungen. Der Vor-
stand wurde ohne Gegenstim-
men unter Beifall entlastet.

Drei Mitglieder des Vorstands
beendeten ihre Arbeit in der
Landesseniorenvertretung:
Waldemar Futter, Bernhard
Freund und Siegfried Zeiher.
Sie verabschiedeten sich
selbstbestimmt, aber schweren
Herzens und schweren Fußes
unter dem Beifall der Delegier-
ten. Der Abschied wurde ihnen
jedoch sehr erleichtert: Denn
die Arbeit geht unvermindert
mit hoher Schlagkraft und
Schlagzahl weiter.

Joachim Lautensack, ehemali-
ger Vorsitzender der DPolG,
aktueller Vorsitzender des Se-
niorenverbands öffentlicher
Dienst BW, mehrfach schon
Stellvertreter in der Landeslei-
tung des BBW unter Volker
Stich und Kai Rosenberger,
bestens vernetzt mit der Lan-
despolitik und den Spitzen in
Ministerien und Zentralbehör-
den des Landes, stellte sich zur

Wahl, wurde einstimmig und
unter Applaus zum neuen Vor-
sitzenden gewählt. Dorothea
Faisst-Steigleder aus der DSTG,
erfahrene Tarifvertreterin in
Bund und Land, Frau der ersten
Stunde in Organen der Perso-
nalvertretung, in der Landes-
seniorenvertretung, „16-Ende-
rin“ in fast allen Belangen des
Beamtenbunds, bekannt „wie
ein bunter Hund“ und bestens
vernetzt, stellte sich wieder
zur Wahl, wurde einstimmig
und unter Applaus zur 1. stell-
vertretenden Vorsitzenden ge-
wählt. Anni Combé-Walter aus
dem BLV, Rudolf Forcher aus
dem VdV und Rosemarie Ha-
nesch aus dem Seniorenver-
band, alle drei hoch kompetent
durch ihre Lebenserfahrung
und bestens vernetzt durch
ihre bisherigen Laufbahnen im
Beruf, in den Fachverbänden,
kandidierten als Stellvertreter,
wurden einstimmig und unter
Applaus gewählt. Alle nahmen
die offene Wahl an und freuen
sich auf die Aufgabe. Kai Ro-
senberger gratulierte und
freut sich auf die Zusammen-
arbeit.

Joachim Lautensack skizzierte
in seiner Antrittsrede
schwungvoll und engagiert die

Schwerpunkte seiner neuen
Arbeit als Landesvorsitzender
der BBW-Landesseniorenver-
tretung, bot gute Kooperation
mit dem BBW-Vorsitzenden,
der Landesleitung, den Landes-
fachverbänden und dem Senio-
renverband an. In der diszipli-
nierten Aussprache beklagten
die Delegierten vor allem die
überlangen, ja unzumutbaren
Bearbeitungszeiten in der Bei-
hilfe durch das LBV und neuer-
dings auch durch den KVBW.
Neue Varianten von möglichen
Maßnahmen, die zur Abhilfe
führen könnten, wurden disku-
tiert. Joachim Lautensack infor-
mierte kenntnisreich über den
aktuellen Stand und über die
bereits laufenden Maßnahmen
sowie über neue Initiativen des
BBW, der BBW-Landessenio-
renvertretung und des Senio-
renverbands. Mit seinem Dank
anWaldemar Futter und die
bisherigen Mitglieder der BBW-
Landesseniorenvertretung be-
endete er unter langanhalten-
dem Beifall die Landessenio-
rentagung 2023 pünktlich wie
geplant.

Waldemar Futter

Neubesetzung des Normenkontrollrats

Freiburger Ex-OBwird
neuer Vorsitzender
Das Land hat die Neubeset-
zung und inhaltliche Neuaus-
richtung des Normenkontroll-
rates Baden-Württemberg
beschlossen. Der frühere Frei-
burger Oberbürgermeister
Dieter Salomon (Grüne) wird
neuer Vorsitzender des Gremi-
ums, das für weniger Bürokra-
tie in Baden-Württemberg
sorgen soll. Ministerpräsident
Winfried Kretschmann be-

zeichnete Salomon als „Ideal-
besetzung“. Er wisse, woWirt-
schaft, Verwaltung und Pri-
vatpersonen durch Bürokratie
belastet sind, so der Regie-
rungschef.

In dem neuen Gremium soll es
anders als bisher frühzeitig um
Praxischecks bei neuen Rege-
lungen gehen. Auch soll der
neue Rat enger in die Aktivitä-

ten der Regierung eingebun-
den werden. „Wir wollen weg
von einem Kontrollgremium
hin zu einem echten
Beratungsgremium“, sagte
Kretschmann und wies darauf
hin, dass sich der neue Nor-
menkontrollrat mit seiner Ex-
pertise auch in die Entlas-
tungsallianz einbringen werde.
Dem neuen Normenkontroll-
rat gehören neben Salomon

auch Susanne Herre, Hauptge-
schäftsführerin der IHK Region
Stuttgart, Alexander Kozel,
Bürgermeister in Knittlingen,
Margret Mergen, Ex-OB von
Baden-Baden, Adrian Probst,
Bürgermeister St. Blasiens,
und Dorothea Störr-Ritter,
Landrätin des Landkreises
Breisgau-Hochschwarzwald
und Mitglied im Nationalen
Normenkontrollrat, an.
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Hauptversammlung der dbb bundesfrauenvertretung tagt in Nürnberg

Im Fokus: die Gleichstellung von Frauen
Die Hauptversammlung der dbb bundesfrauenvertretung fand vom 7. bis 9. September 2023 auf Ein-
ladung des Bayerischen Beamtenbundes (BBB) in Nürnberg statt. Zentrale Themen der Veranstaltung
waren die Gleichstellung von Frauen, die Vereinbarkeit von Beruf sowie Familie und der Personal-
mangel im öffentlichen Dienst.

Nach der Begrüßung der Teil-
nehmenden durch Milanie
Kreutz, Vorsitzende der dbb
bundesfrauenvertretung,
sprach Rainer Nachtigall, der
Landesvorsitzende des BBB
und Gastgeber der Veranstal-
tung. Er stellte zunächst seinen
Landesverband vor, dem 55
Einzelgewerkschaften angehö-
ren, bevor er sich kritisch zu
Sachfragen äußerte. So beton-
te er beispielsweise, wie wich-
tig die Implementierung der
Gleichstellung ist. Zugleich
wies er auf entsprechende
Mängel im bayerischen Chan-
cengleichheitsgesetz, das des-
halb auch dringend novelliert
werden müsste. Positiv ver-
merkte er, dass die Rahmen-
bedingungen für Beschäftigte,
die Angehörige pflegen, genau-
so geregelt sind wie die Betreu-
ung und Versorgung von
Kindern. Hier gebe es keine
Benachteiligung mehr.

Der bayerische Finanzminister
Albert Füracker thematisierte
in seinem Grußwort den Perso-
nalmangel im öffentlichen
Dienst und verwies darauf,
dass Bayern für seine Beamten
Geld in die Hand nehme. Der
Freistaat weise schließlich die

höchsten Personalkosten im
ganzen Bundesgebiet aus. Das
komme nicht von ungefähr, so
Füracker. In Bayern wisse man,
wie wichtig die Beschäftigten
im öffentlichen Dienst für ei-
nen funktionierenden Staat
sind, und berücksichtige dies
auch. Zudem betonte er die
Notwendigkeit, den Anteil von
Frauen in Führungspositionen
zu erhöhen. Teilzeit dürfe dabei
kein Hemmschuh sein. In sei-
nem Haus setze man sich dafür
mit Erfolg ein, betonte der Fi-
nanzminister. So gebe es bei-
spielsweise auch Tandems in
Führungspositionen, sprich
Frau und Mann, die sich einen
Führungsposten teilten.

Nächster Redner war Volker
Geyer, dbb Vize und Fachvor-
stand Tarifpolitik, der die Mit-
glieder der Hauptversammlung
über die anstehenden Tarifver-
handlungen der Länder infor-
mierte, die am 26. Oktober
2023 mit der ersten Verhand-
lungsrunde starten.

Die Vorsitzende der dbb frau-
en, Milanie Kreutz, und weitere
Mitglieder der Geschäftsfüh-
rung berichteten im Anschluss
über ihre Arbeit in den zurück-

liegenden sechs Monaten. Ein
Glanzlicht sei dabei ihre Teil-
nahme an der 67. Frauenrechts-
kommission der Vereinten Na-
tionen (UN) als Mitglied der
Delegation der Deutschen Bun-
desregierung in New York ge-
wesen, sagte Milanie Kreutz.
Gleichstellungsthemen wür-
den schließlich keine Länder-
grenzen kennen. Um ge-
schlechterbasierte Ungleich-
heiten auszumerzen, müssten
weltweit gemeinsame Stan-
dards und Maßnahmen entwi-
ckelt werden, betonte Kreutz.
Internationale und multilatera-
le Organisationen wie die Ver-
einten Nationen und die Euro-
päische Union spielten etwa
durch die Entwicklung von Pro-
grammen und Richtlinien so-
wie beimMonitoring von Fort-
schritten eine wichtige Rolle
bei der Förderung der Gleich-
stellung.

Der zweite Tag der Sitzung be-
gannmit einer Podiumsdiskus-
sion, an der Mitglieder des Bay-
erischen Landtags teilgenom-
men haben. Neben der stellver-
tretenden dbb Bundesvorsit-
zenden und Vorsitzenden der
dbb bundesfrauenvertretung,
Milanie Kreutz, diskutierten
Elmar Hayn, Sprecher für Fra-
gen des öffentlichen Dienstes
des Bündnis 90/Die Grünen im
Bayerischen Landtag, Arif
Taşdelen, stellvertretender
SPD-Fraktionsvorsitzender und
Sprecher der SPD-Landtags-
fraktion für Fragen des öffentli-
chen Diensts, Gabi Schmidt,
Sprecherin Frauen und Gleich-
stellung der Freien Wähler im
Bayerischen Landtag, undMat-
thias Fischbach, bildungspoliti-
scher Sprecher der FDP-Frakti-
on im Bayerischen Landtag, mit

dem Publikum über das Thema:
„Ganztagsbetreuung, gerechte
Aufteilung von Care-Arbeit
oder bessere Finanzierung?“

AmNachmittag wurden die
Mitglieder der Hauptversamm-
lung vom Nürnberger Oberbür-
germeister Marcus König emp-
fangen. Im Schönen Saal des
Nürnberger Rathauses haben
sich die dbb Frauenmit Ober-
bürgermeister König zu aktuel-
len frauenpolitischen Themen
auf den unterschiedlichen poli-
tischen Ebenen und vor allem
in der Kommune Nürnberg aus-
getauscht. Der anschließende
Besuch des Museums der Zu-
kunft, absolut sehenswert und
ein Highlight, rundete das Pro-
gramm ab. Der letzte Tag war
dem Austausch unter den dbb
frauen gewidmet. Die Lagebe-
richte aus den Bundesländern
und von den Fachgewerkschaf-
ten sind immer interessant und
bringen die Frauenvertreterin-
nen auch thematisch voran.
Häufig diskutierte Punkte wa-
ren die angestrebten Haus-
haltskürzungen, die zulasten
der Familien und am Ende auch
dazu führen, die gemachten
Fortschritte in Sachen Gleich-
stellung zu untergraben, und
der Inflationsausgleich für Teil-
zeitkräfte, der anteilig gezahlt
wird. Ein großes Thema wurde
hier seitens der Lehrerverbände
aufgeworfen – die Gewalt, die
von Eltern und Schülern
kommt. Wie damit umgehen?

Heidi Deuschle, die Vorsitzende
der BBW-Landesfrauenvertre-
tung, zieht Bilanz: „Wir alle ha-
ben wieder viele Informatio-
nen und Anregungen mitge-
nommen. Nürnberg war auf je-
den Fall eine Reise wert.“
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